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I. 

2056 

1 

Änderung der Finanzermittlungsrichtlinien 
Gemeinsamer Runderlass 

des Ministeriums des Innern 
422 - 62.16.08, 

des Ministeriums der Finanzen 
S 0750 - 10 - VA 1 

und des Ministeriums der Justiz 
4000 - III. 155 Sdb. FERL 

Vom 16. Januar 2025 

Die Finanzermittlungsrichtlinien vom 13. Oktober 2021 
(MBl. NRW. S. 832) werden wie folgt geändert: 

1. Nummer 3.3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „bei den Finanzämtern 
für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung" durch 
die Angabe „des Landesamtes zur Bekämpfung der 
Finanzkriminalität Nordrhein-Westfalen" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „in den Finanzämtern 
für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung" durch 
die Angabe „im Landesamt zur Bekämpfung der 
Finanzkriminalität Nordrhein-Westfalen' ersetzt. 

2. In Nummer 5.3 .2 Satz 2 wird die Angabe „in den Fi­
nanzämtern für Steuerstrafsachen und Steuerfahn­
dung" durch die Angabe „im Landesamt zur Bekämp­
fung der Finanzkriminalität Nordrhein-Westfalen" 
ersetzt. 

2 

Dieser Gemeinsame Runderlass tritt am Tag nach der 
Veröffentlichung im Ministerialblatt für das Land Nord­
rhein-Westfalen in Kraft . 

- MBl. NRW. 2025 S. 246 

751 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus dem „Programm für rationelle Energieverwen-
dung, regenerative Energien und Energiesparen -
progres.nrw - Programmbereich Energieeffiziente 

öffentliche Gebäude" (progres.nrw -
Energieeffiziente öffentliche Gebäude) 

1 

Runderlass 
des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie 

Vom 20. Dezember 2024 

Förderziel, Zuwendungszweck 

Das Land Nordrhein-Westfalen bündelt im Förderpro­
gramm für rationelle Energieverwendung, regenerative 
Energien und Energiesparen (progres .nrw) den Großteil 
seiner klima- und energiepolitischen Förderaktivitäten. 
Der Programmbereich „progres.nrw - Energieeffiziente 
öffentliche Gebäude" setzt mit der Förderung Anreize 
zur Effizienzsteigerung und Verringerung des Primär­
energiebedarfs von öffentlichen Gebäuden in Kommu­
nen, die in den Geltungsbereich des zum Zeitpunkt der 
Antragstellung geltenden Gebäudeenergiegesetzes fallen. 
Zweck der Förderung ist es 

a) den Primärenergieverbrauch zu verringern, 

b) die Treibhausgasemissionen zu reduzieren, 

c) die Sanierungsrate zu erhöhen, 

d) Klimaschutz- und Effizienzmaßnahmen im öffentli­
chen Raum sichtbar zu machen und 

e) das Setzen von neuen Impulsen im Bereich der Ener­
gieeffizienz. 

1. 1 
Rechtsgrundlagen 

Zuwendungen werden auf der Grundlage dieser Richtli­
nie und nach Maßgabe folgender Regelungen in der je­
weils geltenden Fassung gewährt: 

a) §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S. 158), im Folgenden LHO, sowie den Verwal­
tungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung vom 
6. Juni 2022 (MBI. NRW. S. 445), die zuletzt durch 
Runderlass 29 . Februar 2024 (MBl. NRW. S. 429) geän­
dert worden sind, im Folgenden VV zur LHO, 

b) Verwaltungsverfahrensgesetz NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. 
s. 602), 

c) Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit ge­
meinsamen Bestimmungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für 
einen gerechten Übergang und den Europäischen 
Meeres- , Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit 
Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den 
Asyl- , Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds 
für die innere Sicherheit und das Instrument für fi­
nanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Vi­
sumpolitik (ABl. L 231 vom 30.6.2021 , S. 159; L 450 
vom 16.12.2021, S . 158; L 241 vom 19.9.2022, S. 16; 
L 65 vom 2.3.2023, S. 59; L 130 vom 16.5.2023, S . 1; 
L 2024/795, 29 .2.2024), 

d) Verordnung (EU) Nr. 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und 
den Kohäsionsfonds (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60; 
L 13 vom 20 .1.2022 , S . 74; L, 2024/795, 29.2.2024) , 

e) Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. 
Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union auf De-minimis-Beihilfen, (ABl. L, 
2023/2831 vom 15.12.2023), i:m Folgenden De-mini­
mis-Verordnung, 

f) Verordnung (EU) Nr. 651/ 2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be­
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen­
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. l; L 283 vom 27.9.2014, 
S. 65; L 156 vom 20.6.2017, S.l; L 215 vom 7.7.2020, 
S.3; L 89 vom 16.3.2021, S. l; L 270 vom 29 .7.2021, 
S. 39; L 119 vom 5.5.2023, S . 159; L 167 vom 
30 .6.2023, S . 1), im Folgenden AGVO, 

g) EFRE/JTF Rahmenrichtlinie NRW vom 7. November 
2023 (MBl. NRW. S . 1332), die zuletzt durch Runder­
lass vom 1. Juli 2024 (MBl. NRW S. 853) geändert wor­
den ist, im Folgenden EFRE/JTF RRL, 

h) Verordnung (EU) Nr. 2020/852 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die 
Einrichtung eines Rahmens zur. Erleichterung nach­
haltiger Investitionen und zur Anderung der Verord­
nung (EU) 2019/2088 (ABl. L 198 vom 22.6.2020, 
S. 13) . 

1.2 
Rechtsanspruch 

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung einer 
Zuwendung. Die für die Bewilligung zuständige Stelle 

' entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel. 

2 

Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden die Planung und Umsetzung von Vor­
haben zur energetischen Sanierung von Gebäuden, die 
zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz beitragen. 
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Im Rahmen der Umsetzung werden sämtliche Gewerke 
sowie die jeweils erforderlichen Umfeldmaßnahmen ge­
fördert, die im Zuge der Berechnung von Energiebilan­
zen gemäß Gebäudeenergiegesetz beziehungsweise ge­
mäß den Berechnungsgrundlagen sämtlicher Teile der 
DIN V 18599, Ausgabe September 2018, Berücksichti­
gung finden. In Gebäuden nach Nr. 2.1.1 d) und Nr. 2.1.1 
e) sind über die Bilanzgrenzen des Gebäudeenergiegeset­
zes hinausgehende Maßnahmen zur Reduzierung des 
Energie- und Wärmebedarfs des Beckenwassers förderfä­
hig. 

Zudem ist die Erstellung eines Energiekonzepts, das im 
Zusammenhang mit einem nach dieser Richtlinie geför­
derten investiven Vorhaben steht, förderfähig. Unter be­
stimmten Voraussetzungen, siehe Nummer 2.2.1, sind be­
reits erstellte Energiekonzepte auch förderfähig. 

2.1 

Förderfähige Gebäude 

Förderfähig ist die energetische Sanierung von Gebäu­
den in Nordrhein-Westfalen gemäß Nummern 2.1.1 und 
2.1.2, soweit für diese Gebäude die Vorgaben der Verord­
nung über energiesparenden Wärmeschutz (Wärme­
schutzverordnung - Wärmeschutz V) vom 11. August 1977, 
die am 1. November 1977 in Kraft trat, nicht berücksich­
tigt wurden und diese in den Geltungsbereich des Ge­
bäudeenergiegesetzes der jeweils geltenden Fassung fal­
len. 

2.1.1 

Gebäude für Kultur, Sport, Tourismus oder karitative 
Zwecke 

Zu den förderfähigen Gebäuden gehören 

a) kulturelle Einrichtungen, wie zum Beispiel Theater, 
Museen und Gedenkstätten, sowie Gebäuden für kul­
turelle Veranstaltungen, wie zum Beispiel Konzerte 
und Kunstausstellungen , 

b) Bibliotheken und Büchereien, 

c) Sporthallen sowie Nebenräume und Nebengebäude, 
wie z.B. Umkleide- , Wasch- und Duschräume, Toilet­
ten, Schulungs- und Besprechungsräume von Sport­
hallen und Sportplätzen, die für die Ausübung einer 
sportlichen Betätigung geeignet und bestimmt sind 
und in denen Sportunterricht erteilt wird oder die für 
den Trainings- und Wettkampfbetrieb genutzt werden, 

d) Schwimmbäder, soweit sie zum sportlichen Schwim­
men und nicht auf die Erholung und den Spaß der 
Badegäste ausgelegt sind, 

e) Mi,neral-, Tnermal-, Sole- sowie Moorheilbäder, so­
weit sie auf Rehabilitationsmaßnahmen und nicht auf 

, die Erholung und den Spaß der Badegäste ausgelegt 
sind, 

f) Kindertagesstätten, Kindergärten, Schullandheime 
und Jugendherbergen , 

g) Pflegeheime und Tagesstätten für Personen, die auf­
grund ihres körperlichen, geistigen oder seelischen 
Zustandes Hilfe benötigen, 

h) Weiterbildungseinrichtungen gern . § 10 und §§ 14ff. 
Weiterbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen und 

i) Wasserrettungsstationen an Seen und Flüssen. 

2.1.2 

Verwaltungs-, Betriebs- und Funktionsgebäude 

Zu den förderfähigen Gebäuden gehören zudem 

a) kommunale Verwaltungsgebäude, wie Rathäuser und 
Kreishäuser, 

b) kommunale Betriebsgebäude, wie Bauhöfe und Feuer­
wachen, und 

c) Gebäude von allgemeinbildenden und berufsbilden-
den Schulen. 

Die Gebäude dürfen nicht für wirtschaftliche Tätigkei­
ten im Sinne des europäischen Beihilferechts genutzt 
werden. 

2.2 

Fördergegenstände 

2.2.1 

Nicht-investive Vorhaben 

Nicht-investive Vorhaben werden nur im Zusammenhang 
mit einem im Rahmen dieser Richtlinie geförderten in­
vestiven Vorhaben gefördert. 

2.2.1.1 

Energiekonzepte 

Gefördert wird die Erstellung von Energiekonzepten, die 
mindestens den Umfang des in Anlage 2 beschriebenen 
Muster-Energiekonzepts aufweisen, insbesondere: 

a) Entwicklung von Energiekonzepten für das Gesamt­
gebäude, 

b) Energetische Fachplanungen zur Erstellung von Ener­
giekonzepten und Energiebilanzen gemäß dem Ge­
bäudeenergiegesetz, 

c) bauliche und technische Datenaufnahme und Daten­
auswertung, 

d) Untersuchung des Bestandsgebäudes und der vorhan­
denen Anlagentechnik hinsichtlich der energetischen 
Qualität inklusive hierfür notwendiger messtechni­
scher Untersuchungen sowie 

e) Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. 

Es können ebenfalls bereits erstellte oder beauftragte 
Energiekonzepte gefördert werden, sofern sie mindestens 
den Anforderungen der Anlage 2 entsprechen, nach dem 
1. Januar 2021 beauftragt wurden und dem investiven 
Vorhaben unmittelbar zugeordnet werden können. Rele­
vante, aber ältere Energiekonzepte, die allen Anforde­
rungen entsprechen, können für die Antragstellung ver­
wendet werden, sind jedoch nicht förderfähig . 

2.2.1.2 

Planungsleistungen zur Umsetzung investiverVorhaben 

Gefördert werden können Planungsleistungen zur Um­
setzung des investiven Vorhabens , insbesondere: 

a) Bauliche und technische Datenaufnahme und Daten­
auswertung, 

b) Untersuchung des Bestandsgebäudes und der vorhan­
denen Anlagentechnik hinsichtlich der energetischen 
Qualität inklusive hierfür notwendiger messtechni­
scher Untersuchungen, 

c) Detailplanungeri relevanter Gewerke, 

d) digitale Planungen, 

e) Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 

f) Energiemanagement- und Monitoringkonzepte, 

g) Bauleitung und Begleitung der Umsetzung des inves­
tiven Vorhabens, 

h) Information und Einbindung von Eigentümern, Nut­
zenden und anderen relevanten Akteuren in die Pla­
nung und Umsetzung der vorgesehenen Konzepte, 

i) öffentliche Kommunikation und Sichtbarmachung ge­
planter und umgesetzter Klimaschutzmaßnahmen im 
und am Gebäude sowie 

j) Fachplanungen zur Erbringung notwendiger Nach­
weise im Rahmen des Erlangens einer anerkannten 
Gebäudezertifizierung. 

2.2.1.3 

Erfahrungsaustausch 

Ein Erfahrungsaustausch mit Nachbarregionen, insbe­
sondere in den Niederlanden, kann unterstützt werden. 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfän­
ger können selbst Ideen dazu einbringen, wie dieser in­
ternationale Austausch zu gestalten ist. Der Austausch 
mit Nachbarregionen ist als Teil der Gesamtmaßnahme 
förderfähig. 
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2.2.2 
Investive Vorhaben 

2.2.2.1 
Umsetzung eines Energiekonzepts 

Gefördert werden können investive Vorhaben zur Umset­
zung des Energiekonzepts, insbesondere: 
a) im Bereich Gebäudehülle und Bautechnik, 
b) im Bereich Gebäudetechnik, 

c) im Bereich Gebäudesystemtechnik, 
d) Maßnahmen zum Erlangen einer anerkannten Gebäu-

dezertifizierung und 
e) Umfeldrnaßnahmen. 

2.2 .2.2 
Energetische Sanierung 
Es werden investive Vorhaben zur energetischen Sanie­
rung gefördert, die zu einer Verringerung des Primär­
energiebedarfs von mindestens 50 Prozent im Vergleich 
zum Ist-Zustand beitragen. Dies umfasst alle Einbau-, 
Umbau- und Optimierungsmaßnahmen an der Gebäude­
hülle und der Anlagentechnik des Gebäudes, die am Ge­
bäude vorgenommen werden , insbesondere: 
a) die Wärmedämmung von Wänden , Geschossdecken 

und Dachflächen, 

b) die Erneuerung, der Ersatz oder erstmaliger Einbau 
von Fenstern und Außentüren , 

c) der Einbau und die Verbesserung des sommerlichen 
Wärmeschutzes, 

d) die Erneuerung von Heizungs- und Trinkwarmwas­
seranlagen im Gebäude, 

e) bei Gebäuden nach Nr. 2.1.1 d) und e) die Schwimm­
badtechnik sowie Maßnahmen, die den Wasserver­
brauch reduzieren 

f) der Einbau und die Erneuerung von Lüftungsanlagen , 
g) der Einbau und die Installation von Geräten zur 

Mess-, Steuer- und Regelungstechnik und 
h) die Errichtung von Wärmespeichern im unmittelbaren 

räumlichen Zusammenhang mit dem Gebäude sowie 
i) die Einrichtung oder Verbesserung der Gebäudeauto­

mation, wie Überwachungs-, Steuer- und Optimie­
rungseinrichtungen, sowie die Planung und Einfüh­
rung eines Energiemanagementsystems. 

Jede einzelne Maßnahme muss dabei zu einer Verringe­
rung des Primärenergiebedarfs beitragen. Die Mindest­
anforderungen an die Wärmedurchgangskoeffizienten 
der zu modernisierenden Bauteile sind dieser Richtlinie 
als Anlage 1 beigefügt. 
Anlagen für erneuerbaren Energieanlagen für Strompro­
duktion, wie Photovoltaik-Anlagen oder Kleinwind­
kraftanlagen, werden nicht gefördert, können jedoch bis 
zu 10 Prozent zur Erfüllung der Voraussetzung der Pri­
märenergieeinsparung beitragen. Eine Förderung von 
stationären elektrischen Batteriespeichern ist nur in Ver­
bindung mit einer neu zu errichtenden, nicht über die 
Richtlinie geförderte, Photovoltaikanlage möglich . Die 
Größe des Speichers soll dem Verbrauch und beziehungs­
weise oder der neuen Photovoltaikanlage angepasst sein. 

3 

Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfän­
ger können sein: 
a) Kommunen (Städte , Gemeinden und Kreise) und 

kommunale Zweckverbände, 
b) kommunale Unternehmen und Einrichtungen des öf­

fentlichen Rechts gemäß § 107 Absatz 1 und 2 Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, 

c) kommunale Unternehmen und Einrichtungen des pri­
vaten Rechts gemäß § 108 Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen , wenn den beteiligten Ge­
meinden oder Gemeindeverbänden alleine oder zu­
sammen mehr als 50 Prozent der Anteile gehören, 

d) Körperschaften, die ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im 
Sinne der§§ 52 bis 54 Abgabenordnung verfolgen und 
bei denen das zuständige Finanzamt die Einhaltung 
der satzungsmäßigen Voraussetzungen gemäß § 60a 
Abgabenordnung festgestellt hat. 

Nicht antragsberechtigt sind 
a) Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 

aufgrund eines früheren Beschlusses der Europäi­
schen Kommission zur Feststellung der Unzulässig­
keit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, 

b) Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Arti­
kel 2 Ziffer 18 der AGVO, 

c) Unternehmen beziehungsweise Sektoren in den Fallen 
des Artikels 1 Absatz 2 bis 5 der AGVO sowie 

d) natürliche oder juristische Personen, die aufgrund von 
aktuellen Sanktionsbestimmungen von Förderungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen ausgeschlossen sind. 

4 
Zuwendungsvoraussetzungen 

4. 1 
Fördervoraussetzungen 

Voraussetzung für eine Förderung ist, dass durch das ge­
plante Vorhaben eine Steigerung der Energieeffizienz 
und Reduzierung des Treibhausgasausstoßes bewirkt 
wird. Der zukünftig vorgesehene energetische Standard 
des Gebäudes muss über die gesetzlichen Vorgaben des 
Gebäudeenergiegesetzes hinausgehen sowie nach Umset­
zung des Vorhabens zu einer Verringerung des vorhande­
nen Primärenergiebedarfs von mindestens 50 Prozent ge­
genüber dem Ist-Zustand führen. Auch sind Mindestan­
forderungen an die Wärmedurchgangskoeffizienten, 
näher beschrieben in Anlage 1, von verschiedenen Ge­
bäudeteilen einzuhalten. Bauliche und technische Ein­
zelmaßnahmen werden nicht gefördert. 
Darüber hinaus haben Antragstellende beziehungsweise 
deren Vorhaben die nachfolgenden Voraussetzungen zu 
erfüllen: 
a) Das geförderte Vorhaben muss innerhalb der Landes­

grenzen des Landes Nordrhein-Westfalen umgesetzt 
werden, 

b) die von dem Vorhaben betroffenen Gebäude sind noch 
mindestens zehn Jahre zweckentsprechend zu nutzen; 
bei angemieteten Objekten ist diese Nutzungsdauer 
nach Sanierung mit einer schriftlichen Vereinbarung 
der Antragstellenden mit den Eigentümerinnen und 
Eigentümern des Objektes über die weitere Nutzung 
nachzuweisen. 

c) Es ist ein Energiekonzept vorzulegen , das auf den To-­
gebnissen der Energiebilanzen gemäß des zum Zeit­
punkt der Antragstellung geltenden Gebäudeenergie­
gesetz für den energetischen Ist-Zustand und dem ge­
planten energetischen Zustand fußt und mindestens 
den Angaben des beigefügten Musters „Energiekon­
zept" gemäß Anlage 2 entspricht und 

d) Bauteile, die im Zuge der Umsetzung des Energiekon­
zepts keiner Modernisierung unterliegen sollen, müs­
sen einen energetischen Standard aufweisen, der min­
destens der jeweiligen Referenzausführung des Bau­
teils des Referenzgebäudes gemäß Anlage 2 zum 
Gebäudeenergiegesetz entspricht. 

Planungsleistungen, Beratungen und Untersuchungen 
müssen in der Ergebnisdarstellung anbieterneutral und 
unabhängig sein. Darüber hinaus müssen sämtliche in­
vestive Vorhaben durch Fachunternehmen durchgeführt 
werden und dürfen nicht durch eigenes Personal er­
bracht werden. Reine Materialeinkäufe sind nicht för­
derfähig. 
Es werden bei Förderung aus EFRE-Mitteln ausschließ­
lich Vorhaben unterstützt, welche die vom EFRE/JTF­
Begleitausschuss NRW aufgestellten Auswahlkriterien 
erfüllen. Hierzu zählen unter anderem die spezifischen 
Auswahlkriterien „Steigerung der Energieeffizienz" und 
„Reduzierung des Treibhausgasausstoßes", aber auch der 
Beitrag des Vorhabens zur ökologischen, ökonomischen 
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und sozialen Nachhaltigkeit, Gleichberechtigung, Inklu­
sion und Nichtdiskriminierung. Dieses sind im Antrags­
verfahren darzustellen. 

Gemäß der EFRE/JTF Rahmenrichtlinie NRW werden 
bei einer Förderung aus EFRE-Mittel ausschließlich Vor­
haben unterstützt, die die klima- und umweltpolitischen 
Standards und Prioritäten der Europäischen Union be­
achten, mit den Zielen der Vereinten Nationen für nach­
haltige Entwicklung und dem Pariser Klimaschutzüber­
einkommen im Einklang stehen sowie keine erhebliche 
Beeinträchtigung der Umweltziele im Sinne von Arti­
kel 17 der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die 
Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhalti­
ger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 
2019/2088 verursachen. :Vorhaben sind so zu errichten, 
dass sie durch potenzielle langfristige Auswirkungen des 
Klimawandels nicht gefährdet werden. Im Falle eine För­
derung nach der EFRE/JTF Rahmenrichtlinie NRW sind 
daher notwendige Angaben zu den Querschnittszielen 
und zur Klimaverträglichkeit des Infrastrukturvorha­
bens im Antrag auszufüllen. Die aktuellen Fragebögen 
hierzu sind auf www.efre.nrw.de hinterlegt. 

Der Zuwendungsgeber organisiert wiederkehrende Er­
fahrungsaustausche mit allen Zuwendungsempfangen­
den. Der Teilnahme an diesem Austausch muss bei An­
tragstellung durch die Zuwendungsempfängerinnen und 
Zuwendungsempfänger zugestimmt werden. 

4.2 

Vorzeitiger Maßnahmenbeginn 

Es werden nur Vorhaben gefördert, für die Zuwendungs­
empfängerinnen und Zuwendungsempfänger vor Beginn 
des Vorhabens einen Förderantrag gestellt haben und mit 
denen vor Erteilung des Zuwendungsbescheides noch 
nicht begonnen worden ist. Als Maßnahmenbeginn gilt 
jede verbindliche Auftragsvergabe, Bestellung und jeder 
Vertrag über den Kauf oder die Installation. Planungs­
leistungen bis einschließlich Leistungsphase 6 der Hono­
rarordnung für Architekten und Ingenieure vom 10. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2276), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geän­
dert worden ist, gelten nicht als vorzeitiger Maßnahmen­
beginn. 

Planungsleistungen bis einschließlich Leistungsphase 6 
der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
vom 10. Juli 2013 (BGBl. I S. 2276), die zuletzt durch Ar­
tikel 3 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 88) geändert worden ist, gelten gemäß NBest-Bau 
nicht als vorzeitiger Maßnahmenbeginn. 

Für eine Förderung der Ausgaben für bereits erfolgte 
Planungsleistungen sind diese bei Antragstellung voll­
ständig anzugeben. 

4.3 
Vorgeschriebene oder behördlich angeordnete Maßnahmen 

Es darf sich bei dem Vorhaben nicht um eine gesetzlich 
vorgeschriebene oder behördlich angeordnete Maßnahme 
handeln. 

5 
Art und Umfang, Höhe der Förderung 

5.1 
Zuwendungsart 

Die Förderung erfolgt als Projektförderung. 

5.2 
Finanzierungsart 

Die Finanzierung erfolgt als Anteilfinanzierung. 

5.3 
Form der Zuwendung 

Die Förderung erfolgt als nicht rückzahlbare Zuwen­
dung zu den zuwendungsfähigen Gesamtausgaben nach 
Maßgabe dieser Richtlinie. 

5.4 
Zuwendungsfähige Ausgaben 

5.4.1 
Nicht-investive Vorhaben 

Zuwendungsfähig sind soweit sie dem zu fördernden in­
vestiven Vorhaben unmittelbar zuzuordnen sind: 

a) Ausgaben für die Erstellung von Energiekonzepten 
für das jeweilige Vorhaben, 

b) Ausgaben für bereits erstellte Energiekonzepte, die 
durch den Antragsteller nicht vor dem 1. Januar 2021 
beauftragt wurden, 

c) die Planungsausgaben des jeweiligen Vorhabens, die 
alle für die Erstellung, Begleitung und Umsetzung des 
Energiekonzepts notwendigen und planerischen Leis­
tungen umfassen; die Planungsausgaben umfassen 
ebenfalls die energetischen Fachplanungs- und Bau­
begleitungsleistungen sowie Dienstleistungen im Rah­
men einer Nachhaltigkeitszertifizierung und 

d) Ausgaben für Planungsleistungen im Rahmen der Er­
stellung des Energiekonzepts und die damit verbun­
denen späteren Detailplanungen, die sich auf Ge­
werke beziehen, deren investive Vorhaben nicht För­
dergegenstand dieser Richtlinie sind, da sie nicht 
durch die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwen­
dungsempfänger, sondern durch Dritte finanziert wer­
den, zum Beispiel Contracting. 

Sollten Planungsleistungen über das einzelne aus dem 
EFRE geförderte Bauvorhaben hinausgehen, ist hinsicht­
lich der Aufteilung der Ausgaben zu beachten, dass Pla­
nungsleistungen bei Bauvorhaben nur dann als Sachaus­
gaben berücksichtigt werden, wenn sie als direkte Aus­
gaben einem Vorhaben unmittelbar zugeordnet werden 
können. 

5.4.2 
Investive Vorhaben 

Zuwendungsfähig sind die gesamten Investit10nsausga­
ben der Vorhaben zur energetischen Sanierung gemäß 
Nummer 2.2.2, die erforderlich sind, um die Energieeffi­
zienz zu verbessern, sowie die Ausgaben erforderlicher 
U mfeldmaßnahmen. 

Umfeldmaßnahmen bezeichnen sämtliche bauliche und 
technische Maßnahmen, die im Rahmen einer energeti­
schen Modernisierung eines Gewerkes notwendig sind, 
um eine fachgerechte Umsetzung vorzubereiten und 
nach Modernisierung einen voll funktionsfähigen Zu­
stand zu erreichen, zum Beispiel 

a) Gerüste und Baustelleneinrichtungen sowie 

b) Abbau und Entsorgung von Altanlagen, 

c) Wiederherstellungsarbeiten, wie Putze, Anstriche und 
Bodenbeläge. 

5.4.3 
Umsatzsteuer 

Die Umsatzsteuer, die nach § 15 des Umsatzsteuergeset­
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 17 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geän­
dert worden ist, als Vorsteuer abziehbar ist, gehört nicht 
zu den zuwendungsfähigen Ausgaben. 

5.5 
Höhe der Zuwendungen, Beihilfeintensität 

Die Höhe der jeweiligen Zuwendung richtet sich nach 
den beihilferechtlichen Vorgaben der Europäischen 
Union sowie den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen. 

5.5.1 
Gebäude für Kultur, Sport, Tourismus oder karitative 
Zwecke gemäß Nummer 2.1. 

a) Die nicht-investiven Fördergegenstände werden unter 
Anwendung der in Artikel 49 der AGVO genannten 
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Kriterien mit bis zu 80 Prozent der förderfähigen Ge­
samtkosten gefördert. 

b) Für investive Fördergegenstände ist Artikel 38a der 
AGVO mit bis zu 70 Prozent der förderfähigen Ge­
samtkosten anzuwenden . Es sind im Rahmen einer 
Förderung auf Grundlage der AGVO die in den einzel­
nen Freistellungstatbeständen der AGVO genannten 
Beihilfehöchstintensitäten als Förderhöchstsatz sowie 
die in Artikel 4 Absatz 1 der AGVO genannten Anmel­
deschwellen als Förderhöchstbetrag zu beachten. 

c) Für Vorhaben , bei denen eine Förderung keine staatli­
che Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) darstellt , ist eine Förderung bis zu ei­
ner Förderquote von 80 Prozent der zuwendungsfähi­
gen Gesamtausgaben möglich. Für Kommunen , die 
sich in der Haushaltssicherung befinden, wird eine 
Förderquote von bis zu 90 Prozent der förderfähigen 
Kosten gewährt. 

d) Im Falle einer Förderung über die De-minimis-Ver­
ordnung beträgt der Förderhöchstbetrag 300 000 Euro 
und mindert sich um die De-minimis-Beihilfen , die 
der oder dem Begünstigten in einem Zeitraum von 
drei Jahren vor Bewilligung dieser Förderung gewährt 
wurden. 

Vor Gewährung einer De-minimis-Beihilfe ist dem Un­
ternehmen schriftlich oder elektronisch die voraussicht­
liche Höhe der Beihilfe zu bescheinigen. Sie darf erst ge­
währt werden, nachdem das Unternehmen mittels des 
dafür vorgesehenen Formulars eine Erklärung über jegli­
che De-minimis-Beihilfen, die in einem Zeitraum von 
drei Jahren vor Bewilligung dieser Förderung gewährt 
wurden, übermittelt hat. 

Im Rahmen von Förderungen auf Grundlage der AGVO 
sind die beihilfefähigen Kosten durch schriftliche Unter­
lagen zu belegen, die klar, spezifisch und aktuell sein 
müssen. Für die Berechnung der Beihilfeintensität und 
der beihilfefähigen Kosten werden die Beträge vor Ab­
zug von Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen. 

5.5.2 

Verwaltungs-, Betriebs- und Funktionsgebäude gemäß 
Nummer 2.1.2 

Eine Förderung ist bis zu einer Förderquote von 40 Pro­
zent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben möglich. 
Für Kommunen, die sich in der Haushaltssicherung be­
finden , wird eine Förderquote von bis zu 50 Prozent der 
förderfähigen Kosten gewährt. 

5.6 

Mindestbetrag, Bagatellgrenze 

Eine Zuwendung wird nur gewährt, wenn die förderfähi­
gen Gesamtausgaben je Antrag mehr als 200 000 Euro 
betragen. 

5.7 

Max imalbetrag, Höchstgrenze 

Eine Förderung wird nur für Vorhaben gewährt, wenn 
die förderfähigen Gesamtausgaben zum Zeitpunkt der 
Antragstellung die Summe von acht Millionen Euro je 
Antrag nicht überschreiten. Kommunen, Kreise oder Zu­
sammenschlüsse von Kommunen und beziehungsweise 
oder Kreisen können die Förderung der Sanierung meh­
rerer Gebäude beantragen. Bei zusammenhängenden 
Vorhaben zur Sanierung mehrerer unterschiedlicher Ge­
bäude ist die Förderung in einem Antrag zu beantragen. 
Bei nicht zusammenhängenden Vorhaben ist die Förde­
rung in separaten Anträgen zu beantragen. 

5.8 

Kumulierung 

Die Kumulierung der Förderung nach dieser Richtlinie 
mit anderen staatlichen Förderungen ist zulässig, sofern 
diese anderen staatlichen Förderungen das zulassen. 
Eine Kumulierung von Fördermitteln nach dieser Richt­
linie mit anderen EU-Mitteln ist nicht zulässig. Das Ver­
bot der Doppelförderung ist einzuhalten. 

Soweit es sich bei den nach dieser Förderrichtlinie ge­
währten Zuwendungen um Beihilfen im Sinne des euro­
päischen Beihilferechts handelt, sind die Kumulierungs­
vorgaben des EU-Beihilfenrechts einzuhalten. Bei der 
Gewährung von Zuwendungen auf der Grundlage der 
De-minimis-Verordnung sind die Kumulierungsregeln 
des Artikels 5 der De-minimis-Verordnung einzuhalten. 
Bei der Gewährung von Beihilfen auf der Grundlage der 
AGVO sind die Kumulierungsregeln in Artikel 8 AGVO 
zu beachten. 

De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte 
beihilfefähige Kosten gewährt werden und keinen sol­
chen Kosten zugewiesen werden können , dürfen mit an­
deren staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf 
der Grundlage der AGVO gewährt wurden. 

6 
Verfahren 

Das Antrags- und Bewilligungsverfahren erfolgt grund­
sätzlich in der Reihenfolge der Antragseingänge, wobei 
nur vollständige und prüffähige Anträge berücksichtigt 
werden können. 

Bei Zuwendungen mit Mitteln der Europäischen Union 
gelten für das Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren 
die Regelungen der EFRE/JTF-Rahmenrichtlinie. 

6.1 
Antragsverfa hren 

Im Fall der anteiligen Gewährung von EU-Mitteln aus 
dem EFRE/JTF-Programm NRW 2021-2027 werden aus­
schließlich Vorhaben unterstützt, die gemäß den vom 
EFRE /JTF-Begleitausschuss NRW aufgestellten Aus­
wahlkriterien plausibel und angemessen sind und einen 
Beitrag zu den bereichsübergreifenden Grundsätzen 
(Geschlechtergleichstellung, Nichtdiskriminierung, öko­
logische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit) sowie 
den spezifischen Auswahlkriterien „Steigerung der Ener­
gieeffizienz" und „Reduzierung des Treibhausgasaussto­
ßes" leisten. Dieses ist im Antragsverfahren darzustellen. 

Im Rahmen einer Förderung auf Grundlage der AGVO 
muss der Förderantrag mindestens die folgenden Anga­
ben enthalten: 

a) Name und Größe des Unternehmens, 

b) Beschreibung des Vorhabens 

c) Angabe des Beginns und des Abschlusses , 

d) Standort des Vorhabens, 

e) Kosten des Vorhabens , 

f) den beantragten Zuschuss nach dieser Richtlinie und 

e) Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen Fi­
nanzierung. 

6.1.1 
Antragstellung 

Für Zuwendungen aus Landesmitteln ist ein Förderan­
trag unter Verwendung des entsprechenden Antragsmus­
ters bei der bewilligenden Stelle zu stellen. 

E in Antrag auf Gewährung einer Zuwendung aus dem 
EFRE/JTF-Programm NRW 2021-2027 erfolgt nach Ver­
öffentlichung einer Förderbekanntmachung unter www. 
efre.nrw.de/foerderbekanntmachungen über das EFRE . 
NRW.online-Portal oder schriftlich unter Verwendung 
der Antragsformulare bei der bewilligenden Stelle. 

6.1.2 
Antragsunterlagen 

Dem digitalen und auf den einschlägigen Internetseiten 
veröffentlichtem Antragsformular sind neben den einzu­
reichenden Unterlagen gemäß den Verwaltungsvorschrif­
ten zu § 44 der Landeshaushaltsordnung zwingend fol­
gende weitere Unterlagen als Anlage beizufügen: 

a) Energiekonzept gemäß Anlage 2, 

b) vollständige Energiebilanzen gemäß dem Gebäude­
energiegesetz des Ist-Zustands und des geplanten Zu­
stands des Gebäudes sowie des entsprechenden Refe­
renzgebäudes, 
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c) Zusammenfassung des geplanten Vorhabens, 

d) eine Kostenberechnung, Ebene 3, nach den Anforde­
rungen der DIN 276, Ausgabe Dezember 2018, mit ei­
ner Auflistung aller investiven und konsumtiven Kos­
ten und gegebenenfalls eine Aufteilung in förder­
fähige und nichtförderfähige Kosten, 

e) bei angemieteten Objekten eine schriftliche Vereinba­
rung der Antragstellenden mit den Eigentümerinnen 
und Eigentümern des Objektes über die weitere Nut­
zung für zehn Jahre, 

f) im Falle einer EFRE-Förderung sind die Unterlagen 
zu den EFRE-Querschnittszielen und zur Klimaver­
träglichkeit des Infrastrukturvorhabens auszufüllen. 

Bei der Antragstellung muss das Einverständnis erklärt 
werden, dass alle im Zusammenhang mit der Förderung 
bekannt gewordenen Daten von der bewilligenden Stelle 
oder der von ihr beauftragten Stelle auf Datenträgern 
gespeichert und von ihr oder in ihrem Auftrag für Zwe­
cke der Statistik und der Erfolgskontrolle für die Wirk­
samkeit des Förderprogramms ausgewertet, an den nord­
rhein-westfälischen Landtag und an Einrichtungen des 
Landes, des Bundes und der Europäischen Union weiter­
geleitet und Auswertungsergebnisse veröffentlicht wer­
den. 

Bei Beantragung muss auch einem regelmäßigen Erfah­
rungsaustausch zwischen Zuwendungsempfängerinnen 
und Zuwendungsempfängern zugestimmt werden. 

Im Antragsverfahren werden nur Anträge berücksichtigt, 
die vollständig und prüffähig eingereicht werden. 

6.2 

Nebenbestimmungen 

Dem Zuwendungsbescheid werden bei Vorhaben , die 
ausschließlich aus Landesmitteln finanziert werden, als 
jeweils einschlägige Nebenbestimmungen die Allgemei­
nen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt­
förderung, Anlage 2 zu Nummer 5.1 derVV zur LHO für 
Projektförderung oder die Allgemeinen Nebenbestim­
mungen für Zuwendungen zur Projektförderung an Ge­
meinden , Anlage 1 zu Nummer 5.1 derVVG zur LHO, für 
Gemeinden beigefügt. 

Soweit Mittel aus dem EFRE für das jeweilige Vorhaben 
eingesetzt werden, gelten die Allgemeinen Nebenbestim­
mungen für Zuwendungen zur Projektförderung unter 
Einsatz von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für re­
gionale Entwicklung und dem Fonds für einen gerechten 
Ubergang, im Folgenden ANBest-EU, in Anlage 1 der 
EFRE/JTF-Rahmenrichtlinie NRW. Diese werden dem 
Zuwendungsbescheid beigefügt. 

Die Bewilligung erfolgt mit der Maßgabe, dass spätes­
tens innerhalb von neun Monaten nach Bekanntgabe des 
Zuwendungsbescheids mit dem Vorhaben begonnen wer­
den muss. Ansonsten verfällt der Anspruch auf Zuwen­
dung, es sei denn die Zuwendungsempfängerin oder der 
Zuwendungsempfänger weist nach, dass der verspätete 
Maßnahmenbeginn nicht von ihr beziehungsweise ihm 
zu vertreten ist. 

6.3 

Transparenz 

Die bewilligende Stelle muss Informationen über jede 
Einzelbeihilfe von über 100 000 Euro , die auf Grundlage 
der AGVO gewährt wird, binnen sechs Monaten nach 
dem Tag der Gewährung der Beihilfe in der Beihilfen­
transparenzdatenbank der Europäischen Kommission 
veröffentlichen. Hierzu ist das Transparency Award Mo­
dule unter https://webgate.ec.europa.eu zu nutzen und es 
sind die Angaben gemäß Anhang III der AGVO zu veröf­
fentlichen. Für die Gewährung einer De-minimis-Bei­
hilfe sind die Voraussetzungen der De-minimis-Verord­
nung zu beachten, insbesondere auch Artikel 6 und 7. 

7 

Bewilligende Stelle 

Bewilligende Stelle ist die örtlich zuständige Bezirksre­
gierung. 

8 
Übergangsregelung 

Über Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten dieser Richtli­
nie beantragt und bewilligt, aber noch nicht abgeschlos­
sen sind, wird aufgrund der zum Zeitpunkt der Bewilli­
gung geltenden Richtlinie entschieden. 

9 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2027 außer Kraft. 
Die Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus dem „Programm für rationelle Energieverwendung, 
regenerative Energien und Energiesparen - progres.nrw 
- Programmbereich Energieeffiziente öffentliche Ge­
bäude" (progres.nrw - Energieeffiziente öffentliche Ge­
bäude) vom 24. Juni 2024 tritt mit Inkrafttreten dieses 
Runderlasses außer Kraft. 
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Anlage 1 - Mindestanforderungen an Wärmedurchgangskoeffizienten 

Die hier beschriebenen Mindestanforderungen an Wärmedurchgangskoeffizienten von verschiedenen 
Gebäudeteilen sind einzuhalten . 

Höchstwerte 

-
Bauteil 

der Wärmedurchgangskoeffizienten U max in W/(m2K) 
+ bzw. der maximalen Wärmeleitfähigkeit J\ in W/(mK) 

Zonen von 
Nichtwohngebäuden 

mit12 °C<T<19 °C 

Außenwand 
Einblasdämmung/Kerndämmung 
bei bestehendem zweischaligem 
Mauerwerk 
Außenwände bei Baudenkmalen 
für alle Gebäude und bei 
sonstiger besonders 
erhaltenswerter Bausubstanz 
Außenwände mit Sichtfachwerk 
(Innendämmung bei 

. Fachwerkaußenwänden , 
Erneuerung der Ausfachungen) 

Fenster, Balkon-
Terrassentüren 
Dachflächenfenster 
Glasdächer 

und 

Lichtbänder und Lichtkuppeln 
Vorhangfassaden 
Außentüren beheizter Räume 
Tore 

-
Dachflächen von Flachdächern 
und Schrägdächern und 
dazugehörige Kehlbalkenlagen 
Dachgauben 
Oberste Geschossdecken und 
Wände (einschließlich 
Abseitenwände) gegen 

T 

+ 

+ 

... 

+ 

+ 

+ 

T 

unbeheizte Dachräume 
Dachflächen bei Baudenkmalen f 
Wände gegen E rdreich oder 1 

unbeheizte Räume sowie 
Kellerräume 
Decken gegen unbeheizte 
Räume sowie Kellerdecken 

Geschossdecken gegen l 
Außenluft von unte~ _ 
Bodenflächen gegen Erdreich 

Zonen von 
Nichtwohngebäuden T ~ 19 °C 

0,20 

J\ s 0,035 W/(m K) l 
t 

0,45 1 

0,65 

-1 

T 
0,95 

1,0 
1,6 

1,51 
1,3 
1,3 
1,0 

---

Außenwände 
0,25 

J\ s 0,040 W/(m • K) 

0,55 

0,80 

Fenster und Türen 

1,3 

1,1 
1,9 
1,9 
1,6 

2,0 
2,0 

Dächer und Bauteile gegen unbeheizte Räume oder Erdreich 

0,14 

0,20 t 
0,14 

J\ s 0,040 W/(m · K) 

0,25 I 

0,25 

0.20 l 
0,25 

0,25 

0,25 

0,25 

J\ s 0,040 W/(m · K) 

0,25 

0,25 

0,25 

0,25 
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Sofern in Einzelfällen einzelne Wärmedurchgangskoeffizienten nicht eingehalten werden können , so 
kann der Nachweis auch über die mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten für die opaken 
Außenbauteile (Üopak) , die transparenten Außenbauteile (Ütranspa rent) , die Vorhangfassaden (Ü vorhang) 

sowie für Glasdächer/Lichtbänder und Lichtkuppeln (Üucht) nachgewiesen werden. 
In diesem Fall sind die folgenden Werte einzuhalten: 

Mindestanforderungen an den Mittelwert der Wärmedurchgangskoeffizienten 

Höchstwerte 
der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten Ü max in W/(m2K) 

Bauteilgruppe Zonen von Zonen von 
Nichtwohngebäuden T ;?; 19 °C Nichtwohngebäuden 

mit 12 °C < T < 19 °C 

Ü opak 0,22 0,28 

U vorhang 1,20 1,50 

Ütransparent 1,20 1,50 

Ü ucht 2,00 2,50 
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Anlage 2 - Muster Energiekonzept 

Muster eines Energiekonzepts für die Beantragung einer Förderung im Programmbereich EFRE 2021-
2027 „Energieeffiziente öffentliche Gebäude" des Landes Nordrhein-Westfalen 

Das hier vorliegende Muster für ein Energiekonzept ist nicht bindend , zeigt aber die Mindestangaben 

auf, die i.R. bei der Erstellung des Energiekonzepts aufzuzeigen sind . 

Kursive Texte sind Hinweistexte und sind an den entsprechenden Stellen individuell durch die 
Antragsteller anzupassen . 

1 - Projektbeteiligte 
1.1 - Antragsteller 
Antragsteller: 

Abteilung/Fachbereich/OE: 

Anschrift (Straße, Hausnr., 
PLZ, Ort): 

Ansprechpartner, 
Kontaktdaten (Name, 
Telefon , E-Mail): 

1.2 - Ersteller des Energiekonzepts 
Firma: 

Anschrift (Straße, Hausnr., 
PLZ, Ort) : 

Ansprechpartner, 
Kontaktdaten (Name, 
Telefon , E-Mail): 

1.3 - Projektkurzbeschreibung 
Projekttitel: 

Kurzbeschreibung 
(max 200 Wörter): 

Geplante 
Gesamtausgaben (€) : 

Geplanter 
Projektbeginn 
(Monat/Jahr): 

Angedachte 
Gesamtförderung (€): 

Geplante 

I Fertigstellung 
(Monat/Jahr): 
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2 - Projektkennzahlen 
2.1 - Gebäudedaten 

Gebäudebezeichnung: 
Gebäudekategorie 1: 

Baujahr( e ): 
Nutzfläche (m2

): 

2.2 - Energetische Kennwerte 
Endenergiebedarf 

Ist-Zustand: 
(kWh/m 2a): 
Primärenergiebedarf 

Ist-Zustand: 
(kWh/m 2a): 
C02-Emissionen 

Ist-Zustand: 
(kg/m 2a) 

C02-Emissionen (kg/a) Ist-Zustand: 

2.3 - U-Werte der Gebäudehülle nac;:h Umsetzung2 

Höchstwerte 

Geplanter 
Zustand: 
Geplanter 
Zustand: 
Geplanter 
Zustand: 
Geplanter 
Zustand: 

der Wärmedurchgangskoeffizienten Umax in W/(m 2K) 
bzw. der maximalen Wärmeleitfähigkeit A in W/(mK) 

Bauteil 

Bauteilgruppe Außenwände 

Bauteilgruppe Fenster/Türen 

Zonen von 
Nichtwohngebäuden T ;?: 19 °C 

Dächer und Bauteile gegen unbeheizte Räume oder Erdreich 

1 Gebäudekategorie gemäß Bauwerkszuordnungskatalog (BWZK). 
2 Tabelle bei Bedarf um weitere Zeilen ergänzen. 

Zonen von 
Nichtwohngebäuden 
mit 12 °C < T < 19 °C 

255 



256 Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 7 vom 6. Februar 2025 

2.4 - Mittlere Ü-Werte der Gebäudehülle nach Umsetzung 
Höchstwerte 

J der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten Ü max in W/(m2K) 

1 Zonen von r Zonen von Bauteilgruppe 
Nichtwohngebäuden T ~ 19 °C Nichtwohngebäuden 

Ü opak 

Ü vorhang 

Ü transparent 

ÜLicht 

3 - Ausgangslage 

+ 

t 
+ 

+ 

3.1 - Beschreibung der Ausgangssituation 

mit 12 °C < T < 19 °C 

f 

Gebäudebeschreibung (Baujahr, Bauweise, Geschossigkeit, Bauform etc.), Flächen- und 

Volumenangaben, Angaben zur Energieversorgung, Angaben zur aktuellen sowie zur zukünftigen 

Gebäudenutzung 

3.2 - Planungsleistungen 

Sind bereits Ausgaben für Planungsleistungen für das zu fördernde Gebäude erfolgt? 

DNein 

DJa 
Wenn ja: Für eine Förderung der Ausgaben für bereits erfolgte Planungsleistungen sind diese bei 

Antragstellung vollständig anzugeben. 

3.3 - Nutzungsvereinbarung für angemietete Objekte 

Der Antragsteller hat laut Ziffer 4.1 b) der Förderrichtlinie über die Gewährung von Zuwendungen aus 
dem "Programm für rationelle Energieverwendung, regenerative Energien und Energiesparen -
progres.nrw - Programmbereich Energieeffiziente öffentliche Gebäude" 
(progres.nrw - Energieeffiziente öffentliche Gebäude) bei angemieteten Objekten die 
zweckentsprechende Nutzungsdauer nach Sanierung von mindestens zehn Jahren mit einer 
schriftlichen Vereinbarung der Antragsteilenden mit den Eigentümerinnen und Eigentümern des 
Objektes über die weitere Nutzung nachzuweisen . 

Der Antragsteller versichert , dass eine entsprechende schriftliche Nutzungsvereinbarung mit den 
Eigentümerinnen und Eigentümern des Objektes vorliegt. 

DJa 

DNein 

3.4 - Lageplan mit Kennzeichnung des Gebäudes 

4 - Energiekonzept 

Das Energiekonzept muss die Potenziale der Energieeffizienzmaßnahmen beschreiben sowie die Ziele 

aufzeigen, die dazu beitragen, die jeweils vorhandenen Potenziale wirksam zu heben. 

Die Energiekonzepte müssen jeweils Energieeffizienzmaßnahmen enthalten, die sowohl eine 

energetische Verbesserung der Gebäudehülle und der Gebäudetechnik als auch die Nutzung 

erneuerbarer Energien und intelligenter Energiesysteme sowie die Sichtbarmachung verschiedener 

Verbrauchsstellen im Gebäude berücksichtigen. 
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4.1 - Geplante bauliche Maßnahmen 

Detaillierte Beschreibung der vorgesehenen Maßnahmen an der Gebäudehülle (opake und 

transparente Bauteile) sowie Beschreibung des energetischen Zustands der Gebäudehülle nach 

Umsetzung des Vorhabens. 

4.2 - Geplante technische Maßnahmen 
Detaillierte Beschreibung der vorgesehenen Maßnahmen an der Anlagentechnik (Wärmeversorgung, 

Trinkwarmwasserbereitung, Lüftungs- und Kältetechnik, Beleuchtung, Beleuchtungssteuerung) . 

4.3 - Einsatz erneuerbarer Energien 
Detaillierte Beschreibung der zum Einsatz kommenden erneuerbaren Energien zur Wärme- und 

Stromerzeugung. 

4.4 - Sonstige geplante Maßnahmen 

5 - Unternehmerisches Energieeffizienz- und Umweltengagement 
Angaben zur Teilnahme an Umweltmanagement-Systemen und/oder regelmäßigen externen 

Auditierungen unter Angabe des verwendeten Systems, z.B. Umweltmanagement-System nach ISO 

14001 oder Eco Management and Audit Scheme (EMAS) seit 2017. 

6 - Beiträge zur Berücksichtigung des Leitsatzes „Energieeffizienz an erster Stelle" 

6.1 - Darstellung des geplanten Beschaffungswesens unter Berücksichtigung des 

Lebenszyklus sowie ganzheitlicher Kosten-Nutzen-Analysen 

Die Projektziele wurden vor der Planung des Vorhabens definiert und eine Kosten-Nutzen-Analyse 

(KNA) unter Berücksichtigung der Energieeffizienz durchgeführt, in dess~n Rahmen das Vorhaben in 

Bezug auf die Marktsituation, Innovation, Politikentwicklung und den Investitionsbedarf untersucht 

wurde. 

6.2 - Berücksichtigte Aspekte des Kreislaufprinzips, der Materialeffizienz, der Digitalisierung 
und der Sektorenintegration 
Das Vorhaben wurde hinsichtlich des zu erwartenden Energiebedarfs und der zu erwartenden Kosten 

- auch in Bezug auf eine Veränderung der Kraftstoff- und Energiepreise - untersucht und mögliche 

Alternativen bewertet. 

6.3 - Erfolgte Prüfung der Integration von Effizienzmaßnahmen in die lokale Raumplanung 

Das Vorhaben wurde unter Berücksichtigung makroökonomischer Entwicklungen geplant und die 

Auswirkungen der Umsetzung sowie die Zukunftssicherheit geprüft. 

6.4 - Förderung von Verhaltensweisen zum sparsamen Energieverbrauch über den 

Lebenszyklus 
Bei der Planung des Vorhabens wurde gewährleistet, dass in den Lebenszyklusphasen der Errichtung 

und der Nutzung des Gebäudes ein ordnungsgemäßer Umgang mit Ressourcen im Sinne der 

Energieeffizienz erfolgen kann. 

7 - Zeitplan 
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Der Zeitplan sollte sich sowohl auf die Planungs- als auch auf die Ausführungsphasen bis zur 

Fertigstellung des Vorhabens beziehen. 

8 - Investitionskosten 

Die Investitionskosten sind gemäß Kostenberechnung nach DIN 276 bis zur Ebene 3 anzugeben. 

9 - Projektpartner 

- MBl. NRW. 2025 S. 246 
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75 1 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus dem „Programm für Rationelle Energie­

verwendung, Regenerative Energien und 
Energiesparen" (progres .nrw)- Programmbereich 

Emissionsarme Mobilität 
(Förderrichtlinie progres .nrw - Emissionsarme 

Mobilität) 
Runderlass 

des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Vom 24. Januar 2025 

1 

Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen 

1.1 

Zuwendungszweck 

Die förderpolitischen Aktivitäten zur Energiepolitik im 
Land Nordrhein-Westfalen werden in dem „Programm 
für Rationelle Energieverwendung, Regenerative Ener­
gien und Energiesparen" (progres.nrw) gebündelt. Teil 
dieses Programms ist der Programmbereich Emissions­
arme Mobilität. Ziel der Landesregierung ist es, durch 
eine veränderte Mobilität die Erreichung der Klima­
schutzziele im Verkehrssektor zu unterstützen und die 
Lebensqualität in den Städten zu verbessern. Der Aus­
bau der Elektromobilität kann dazu einen wichtigen 
Beitrag leisten. Um den Markthochlauf der Elektromobi­
lität zu beschleunigen, liegt der Schwerpunkt dieser 
Richtlinie auf der Förderung von Ladeinfrastruktur. Eine 
Fortschreibung der Richtlinie bleibt in Abh,ängigkeit von 
der technischen Entwicklung und bei Anderung der 
wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
unter Mitwirkung der Beteiligten und ihrer Repräsen­
tanten zu gegebener Zeit vorbehalten. 

1.2 
Rechtsgrundlagen 

Das Land gewährt Zuwendungen auf der Grundlage die­
ser Richtlinie und nach Maßgabe folgender Regelungen: 

a) §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S. 158) in der jeweils geltenden Fassung, im Fol­
genden LHO, sowie den Verwaltungsvorschriften zur 
Landeshaushaltsordnung vom 6. Juni 2022 (MBl. 
NRW. S . 445) in der jeweils geltenden Fassung, im Fol­
genden VV zur LHO beziehungsweise VVG zur LHO, 

b) Richtlinie 2006/ 111/EG der Kommission vom 16. No­
vember 2006 über die Transparenz der finanziellen 
Beziehungen zwischen den Mitgliedsstaaten und den 
öffentlichen Unternehmen sowie über die finanzielle 
Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen 
(ABl. L 318 vom 17.11.2006, S . 17), 

c) Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be­
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen­
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1; L 283 vom 27.9.2014 , 
S. 65) , die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
Nr. 2023/ 1315 vom 23. Ju'ni 2023 (ABl. L 167 vom 
30.6.2023 , S. 1) geändert worden ist, im Folgenden 
AGVO, und 

d) Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 
13. Dezember 2023 über die Anwendung der Arti­
kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. 
L , 2023/2831 vom 15.12 .2023), im Folgenden De-mini­
mis-Verordnung. 

1.3 

Rechtsanspruch 

Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 

aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens und im Rah­
men verfügbarer Haushaltsmittel. 

1.4 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie ist: 

a) Fachunternehmer: eine Person beziehungsweise ein 
Unternehmen, die beziehungsweise das auf einen oder 
mehrere Leistungsbereiche (Gewerke) der Bauausfüh­
rung spezialisiert und in diesem Bereich gewerblich 
tätig ist, 

b) Ladeeinrichtung: stationäre Lademöglichkeit für 
Elektroautos, die aus einem oder mehreren Lade­
punkten bestehen kann , 

c) Ladepunkt: eine Einrichtung, an der gleichzeitig nur 
ein elektrisch betriebenes Fahrzeug aufgeladen oder 
entladen werden kann und die geeignet und bestimmt 
ist zum: 

aa) Aufladen von elektrisch betriebenen Fahrzeugen 
oder 

bb) Auf- und Entladen von elektrisch betriebenen 
Fahrzeugen, 

d) Netzanschluss: die technische Verbindung des Lade­
standorts an das Nieder- oder Mittelspannungsnetz 
sowie das Telekommunikationsnetz, 

e) öffentlich zugänglicher Ladepunkt: Ladepunkt, der 
nach § 2 Nummer 5 der Ladesäulenverordnung vom 
9. März 2016 (BGBl. I S. 457), die zuletzt durch Arti­
kel 1 der Verordnung vom 17. Juni 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 156) geändert worden ist, öffentlich zugänglich ist, 

f) steuerbarer Ladepunkt: Ladepunkt, der über eine bi­
direktionale Datenübertragungsschnittstelle und ein 
zur Ansteuerung erforderliches Kommunikationspro­
tokoll verfügt, 

g) Wohnungseigentümergemeinschaft: die Gesamtheit 
der Wohnungseigentümerinnen und Wohnungseigen­
tümer einer Wohnungseigentumsanlage, die mit der 
Einräumung von Wohnungseigentum nach § 3 des 
Wohnungseigentumsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 34), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Ok­
tober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 306) geändert worden ist, 
entstanden ist und entsprechend einen Verwalter be­
stellt hat sowie regelmäßig Eigentümerversammlun­
gen gemäß § 24 des Wohnungseigentumsgesetzes 
durchführt, 

h) Stellplatz- und Garagenkomplex: örtlich zusammen­
hängender Stellplatz- oder Garagenkomplex mit min­
destens vier Stellplätzen, der über eine gemeinsame 
Zufahrt verfügt oder der durch eine durchgehend be­
fahrbare Fläche mit dem öffentlichen Straßenraum 
verbunden ist, 

i) stationsbasiertes Carsharing: ein Angebotsmodell im 
Bereich Carsharing, das im Sinne des Carsharingge­
setzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S . 2230), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 
(BGBl. I S. 3091) geändert worden ist, auf vorab re­
servierbaren Fahrzeugen und örtlich festgelegten Ab­
hol- oder Rückgabestellen beruht, 

j) kleines Unternehmen: Unternehmen mit weniger als 
50 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz bezie­
hungsweise einer Jahresbilanzsumme von höchstens 
10 Millionen Euro, 

k) mittleres Unternehmen: Unternehmen mit weniger als 
250 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz von 
höchstens 50 Millionen Euro beziehungsweise einer 
Jahresbilanzsumme von höchstens 43 Millionen Euro, 

1) großes Unternehmen: Unternehmen, das nicht als 
kleines oder mittleres Unternehmen einzustufen ist, 

m)Hybridladesäule: Ladesäule, die sowohl AC- als auch 
DC-Ladepunkte enthält und 

n) Betriebsstätte: jede feste Geschäftseinrichtung oder 
Anlage, die der Tätigkeit eines Unternehmens dient 
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2 

Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden: 

a) Umsetzungskonzepte Elektromobilität, 

b) kommunale Konzepte für öffentlich zugängliche La-
deinfrastruktur, 

c) Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge, 

d) Netzanschlüsse für Ladeinfrastruktur, 

e) reine Batterieelektrofahrzeuge und Brennstoffzellen­
fahrzeuge sowie 

f) Maßnahmen, Anlagen, Konzepte, Studien, und Analy­
sen im Bereich der emissionsarmen Mobilität, an de­
nen ein besonderes Landesinteresse besteht. 

Detaillierte Angaben zu den Fördergegenständen befin­
den sich unter den Nummern 5.4 und 6 und in den jewei­
ligen elektronischen Antragsformularen gemäß Num­
mer 7.1. 

3 

Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 

3.1 
Antrags berechtigte 

Antragsberechtigt sind grundsätzlich: 

a) natürliche Personen mit Eigentum in Garagen- und 
Stellplatzkomplexen, als Mitglied einer Wohnungsei­
gentümergemeinschaft und als Vermietende oder Mie­
tende von Wohnimmobilien, Wohnungseigentümerge­
meinschaften, 

b) natürliche Personen als freiberuflich Tätige und Ein­
zelunternehmen, 

c) Personengesellschaften, 

d) juristische Personen des privaten und öffentlichen 
Rechts und 

e) Gemeinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände 
nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsar­
beit in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Ok­
tober 1979 (GV. NRW. S. 621) in der jeweils geltenden 
Fassung und kommunale Betriebe, soweit diese keine 
wirtschaftlichen Tätigkeiten im Sinne des europäi­
schen Beihilferechts ausüben. 

Jeweilige Beschränkungen beziehungsweise Konkretisie­
rungen zur Antragsberechtigung finden sich unter Num­
mer 6. 

3.2 
Nicht Antragsberechtigte 

Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

a) Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission 
zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von demsel­
ben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Un­
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachge­
kommen sind , 

b) Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Arti­
kel 2 Nummer 18 der AGVO, 

c) Unternehmen beziehungsweise Sektoren in den Fällen 
des Artikels 1 Absatz 2 bis 6 der AGVO und 

d) der Bund, die Bundesländer sowie deren Einrichtun­
gen. 

4 

Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 

Allgemeine Fördervoraussetzung 

Die Förderung erstreckt sich auf Vorhaben innerhalb des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

4.2 
Verbot des vorzeitigen Maßnahmebeginns 

Es werden nur Vorhaben gefördert, für die vor Beginn 
der Arbeiten oder der Tätigkeit ein schriftlicher Förder­
antrag gestellt wurde und mit denen vor Erteilung eines 
Zuwendungsbescheides noch nicht begonnen worden ist. 
Als Vorhabenbeginn gilt die Auftragsvergabe, das heißt 
jede verbindliche Bestellung und jeder Vertrag über den 
Kauf, die Installation oder sonstige Leistungen. Planung 
und Genehmigungsverfahren gelten in diesem Zusam­
menhang nicht als Beginn des Vorhabens. 

4.3 

Nicht zuwendungsfähige Vorhaben 

Grundsätzlich dürfen die geförderten Maßnahmen nicht 
zur Erfüllung von gesetzlichen Vorgaben oder privat­
rechtlichen Verpflichtungen, insbesondere des Gebäude­
Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes vom 18. März 
2021 (BGBl. I S. 354) in der zum Zeitpunkt der jeweili­
gen Antragstellung jeweils geltenden Fassung, dienen. 
Uber die gesetzlichen oder privatrechtlichen Vorgaben 
hinausgehende Vorhaben sind zuwendungsfähig. Es darf 
sich bei den Vorhaben nach Nummer 2 Satz 1 Buchstabe 
c und e weder um einen Eigenbau, einen Prototyp mit 
weniger als vier Exemplaren, eine Reparatur noch um 
eine Ersatzteilbeschaffung handeln. Serienfahrzeuge, bei 
denen die Karosserie beziehungsweise der Rahmen für 
bestimmte Einsatzwecke baulich angepasst wurden, sind 
förderfähig. 

4.4 

Genehmigung für Vorhaben 

Der Zuwendungsbescheid ersetzt nicht die aufgrund an­
derer Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung, für 
das beabsichtigte Vorhaben eine Ge11ehmigung, Erlaub­
nis oder Zustimmung einzuholen. Offentlich-rechtliche 
Genehmigungen für geförderte Vorhaben sollten bei An­
tragstellung vorliegen. Die Genehmigungen sind spätes­
tens vor Verwendungsnachweis beziehungsweise Auszah­
lungsantrag vorzulegen. 

5 
Art und Höhe der Zuwendung 

5.1 
Art der Zuwendung 

Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung auf Ausga­
benbasis als nicht rückzahlbarer Zuschuss oder Zuwei­
sung im Wege der Anteilfinanzierung. Die Zuwendung 
erfolgt entsprechend der Vorgaben der Anlage 2 zu 
Nr. 5.1 VV zu § 44 LHO, im Folgenden ANBest-P, bezie­
hungsweise der Anlage 1 zu Nr. 5.1 VVG zu§ 44 LHO, im 
Folgenden ANBest-G. 

5.2 
Höhe der Zuwendung 

Die Höhe der jeweiligen Zuwendung richtet sich nach 
Nummer 6 sowie den haushaltsrechtlichen Bestimmun­
gen des Landes Nordrhein-Westfalen und den beihilfe­
rechtlichen Vorgaben der Europäischen Union. Die Aus­
gaben müssen notwendig, nachgewiesen und angemessen 
sein. 

Zuwendungen unterhalb einer Bagatellgrenze von 
500 Euro werden nicht bewilligt beziehungsweise ausge­
zahlt. Die maximale Zuwendungssumme für die Förder­
gegenstände nach Nummer 2 Satz 1 Buchstabe a bis eist 
grundsätzlich auf 500 000 Euro pro Jahr und pro An­
tragsberechtigtem begrenzt. 

Es sind im Rahmen einer AGVO-Förderung die in den 
einzelnen Freistellungstatbeständeh der AGVO genann­
ten Beihilfehöchstintensitäten als Förderhöchstsatz so­
wie die in Artikel 4 Absatz 1 der AGVO genannten An­
meldeschwellen als Förderhöchstbetrag zu beachten. 

Im Falle der Gewährung einer De-minimis-Beihilfe ist 
die Zuwendung an ein einziges Unternehmen auf einen 
Betrag von grundsätzlich 300 000 Euro in einem Zeit­
raum von drei Jahren begrenzt. 
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5.3 
Kumulierung, Kumulierungsverbote 

Für die Kumulierung einer Förderung aus dieser Richt­
linie mit anderen Zuwendungen gilt: 

5.3.1 

Zuwendungen aus dieser Richtlinie können für dieselbe 
Maßnahme nicht mit Zuwendungen aus anderen Berei­
chen des Programms progres .nrw oder anderen Förder­
programmen kumuliert werden. Eine Kumulierung der 
Zuwendungen aus dieser Richtlinie mit Krediten der 
NRW.BANK ist zulässig. 

5.3.2 

Soweit es sich bei den nach dieser Richtlinie gewährten 
Zuwendungen um Beihilfen im Sinne des europäischen 
Beihilferechts handelt, sind die Kumulierungsvorgaben 
des EU-Beihilfenrechts einzuhalten. Bei der Gewährung 
von Zuwendungen auf der Grundlage der De-minimis­
Verordnung sind die Kumulierungsregeln des Artikels 5 
der De-minimis-Verordnung einzuhalten. Bei der Ge­
währung von Beihilfen auf der Grundlage der AGVO 
sind die Kumulierungsregeln in Artikel 8 der AGVO zu 
beachten. Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen 
Kosten bestimmen lassen, können kumuliert werden 

a) mit anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maß­
nahmen unterschiedliche bestimmbare beihilfefähige 
Kosten betreffen, sowie 

b) mit anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich 
teilweise oder vollständig überschneidenden beihilfe­
fähigen Kosten, jedoch nur, wenn durch diese Kumu­
lierung die höchste nach der AGVO für diese Beihilfen 
geltende Beihilfeintensität beziehungsweise der 
höchste nach der AGVO für diese Beihilfen geltende 
Beihilfebetrag nicht überschritten wird . Dies gilt auch 
für die Kumulierung mit De-minimis-Beihilfen für 
dieselben beihilfefähigen Kosten . 

De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte 
beihilfefähige Kosten gewährt werden und keinen sol­
chen Kosten zugewiesen werden können, dürfen mit an­
deren staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf 
der Grundlage der AGVO gewährt wurden. 

Die Summe aller staatlichen Subventionen, Zuwendun­
gen und zweckbestimmten Einnahmen darf die zuwen­
dungsfähigen Ausgaben nicht überschreiten. 

5.4 

Europäisches Beihilferecht 

Die Förderung auf der Basis dieser Richtlinie erfolgt in 
dem von der AGVO und der De-minimis-Verordnung 
vorgegebenen Rahmen. Darüber hinaus erfolgt die För­
derung, sofern keine Beihilfe festzustellen ist, beihilfe­
frei. 

Förderungen auf Grundlage der AGVO müssen die in 
Kapitel I der AGVO festgelegten Voraussetzungen allge­
meiner Art und die in Kapitel III festgelegten und je­
weils einschlägigen Freistellungsvoraussetzungen spezi­
eller Art erfüllen. 

Im Rahmen von Förderungen auf Grundlage der AGVO 
sind die beihilfefähigen Kosten durch schriftliche Unter­
lagen zu belegen, die klar, spezifisch und aktuell sein 
müssen. Für die Berechnung der Beihilfeintensität und 
der beihilfefähigen Kosten werden die Beträge vor Ab­
zug von Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen. 

Mit Bewilligung einer De-minimis-Beihilfe ist dem zu­
wendungsempfangenden Unternehmen schriftlich oder 
elektronisch die voraussichtliche Höhe der Beihilfe zu 
bescheinigen und es ist unter ausdrücklichem Verweis 
auf die De-minimis-Verordnung darauf hinzuweisen, 
dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt . 

Sofern Antragsberechtigte sowohl wirtschaftliche als 
auch nicht-wirtschaftliche Tätigkeiten ausüben, ist 
durch geeignete Maßnahmen wie die Trennung der Tätig­
keiten und die Unterscheidung der Ausgaben, Finanzie­
rung und Erlöse sicherzustellen, dass durch eine Förde­
rung im nicht-wirtschaftlichen Bereich keine Gefahr der 

Quersubventionierung der wirtschaftlichen Tätigkeit be­
steht. 

Eine Förderung • der Antragsberechtigten nach Num­
mer 3.1 Satz 1 Buchstabe e darf nur unter der Vorausset­
zung erfolgen, dass die Zuwendung ausschließlich für 
den nicht-wirtschaftlichen Bereich im Sinne des EU­
Beihilfenrechts genutzt wird. 

6 
Förderspezifische Regelungen 

6.1 
Umsetzungskonzepte Elektromobilität nach Nummer 2 
Satz 1 Buchstabe a 

6.1.1 
Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Umsetzungskonzepte im Bereich Elek­
tromobilität nach Artikel 49 der AGVO. 

Dabei müssen die Konzepte mindestens einen der folgen­
den Aspekte umfassen: 

a) Beschaffung von mindestens fünf rein batterieelektri­
schen oder brennstoffzellenbasierten Fahrzeugen der 
Fahrzeugklassen M1 und N1 gemäß Verordnung (EU) 
Nr. 2018/858 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2018 über die Genehmigung und 
die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bautei­
len und selbstständigen technischen Einheiten für 
diese Fahrzeuge, zur Anderung der Verordnungen (EG) 
Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 und zur Aufhe­
bung der Richtlinie 2007/46/EG (ABl. L 151 vom 
14.6.2018, S. 1; L 210 vom 11.8.2022, S. 19), die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) Nr. 2024/160 (ABl. 
L 2024/1610, 6.6.2024) geändert worden ist, 

b) Errichtung von mindestens zehn Normalladepunkten 
an einem Standort oder vier Schnellladepunkten mit 
einer Ladeleistung von mindestens 50 Kilowatt je La­
depunkt an einem Standort oder 

c) Beschaffung mindestens eines rein batterieelektri­
schen oder brennstoffzellenbasierten Nutzfahrzeugs 
der Klassen N2 und N3, Busses der Klasse M3 oder 
Sonderfahrzeugs. 

6.1.2 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind natürliche und juristische Perso­
nen nach Nummer 3.1 Satz 1. 

6.1.3 
Umfang und Höhe der Zuwendung 

Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für die Erstellung 
eines Umsetzungskonzeptes durch externe Berater. 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe a bis d beträgt die Förderhöhe maximal 50 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben bis maximal 10 000 
Euro für Konzepte mit Bezug zu den Fahrzeugklassen 
M1 und N 1, sowie Ladeinfrastruktur, beziehungsweise 
bei Konzepten zum Thema schwere Nutzfahrzeuge und 
Busse (Fahrzeugklasse N2, N3, M3 und Sonderfahrzeu­
gen) bis maximal 50 000 Euro. Umfasst ein Konzept 
mehrere Aspekte mit unterschiedlichen Förderhöchstsät­
zen, findet der höhere Förderhöchstsatz Anwendung. 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe e beträgt die Förderhöhe 90 Prozent der zuwen­
dungsfähigen Ausgaben bis zu einem Förderhöchstbetrag 
von maximal 90 000 Euro. 

6.1.4 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Die Erstellung des Konzeptes muss neutral und unab­
hängig erfolgen. Das Konzept muss konkrete Handlungs­
und Umsetzungsempfehlungen enthalten. Das Konzept 
muss zudem auf die individuellen Belange oder die Situ­
ation am Standort der Zuwendungsempfängerin bezie­
hungsweise des Zuwendungsempfängers eingehen. 
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Die Konzepterstellung hat durch qualifizierte Beraterin­
nen oder Berater zu erfolgen. Qualifiziert sind Beraterin­
nen und Berater, die Referenzen im Bereich Mobilitäts­
konzepte, Elektromobilitätsberatung, Flottenmanage­
ment oder vergleichbar relevante Referenzen innerhalb 
der letzten zwei Jahre nachweisen können. 

Pro Antragsberechtigtem und verbundenen Unterneh­
men ist grundsätzlich ein Konzept pro Kalenderjahr för­
derfähig. 

Die Antragsberechtigten nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe e dürfen im Rahmen der Verwertung der Ergeb­
nisse keine wirtschaftliche Aktivität planen und keine 
Leistungen an einem Markt anbieten, zum Beispiel 
durch Betrieb von Ladeinfrastruktur oder eines Carsha­
ring-Angebots mit kommunalen Fahrzeugen. Auch eine 
exklusive Bereitstellung der Ergebnisse an ein wirt­
schaftlich tätiges Unternehmen muss ausgeschlossen 
sein. 

6.2 
Kommunale Konzepte für öffentlich zugängliche Lade­
infrastruktur nach Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b 

6.2.1 
Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Standortkonzepte für öffentlich zu­
gängliche Ladeinfrastruktur. Dabei können die Konzepte 
folgende Aspekte umfassen: 

a) Bedarfsermittlung, 

b) Identifizierung geeigneter Flächen und Standorte für 
den Aufbau öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruk­
tur, Verfügbarkeit von kommunalen und privaten Flä­
chen, Priorisierung, 

c) Netzinfrastruktur, Netzanbindung, Einbindung orts­
naher Erneuerbare-Energien-Anlagen, 

d) Erreichbarkeit und Zugänglichkeit, Platzbedarf, An­
zahl und Verteilung der Ladepunkte und 

e) Klärung juristischer Fragestellungen mit Bezug zu 
den unter den Buchstaben a bis d genannten Aspek­
ten. 

6.2.2 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind juristische Personen des öffentli­
chen Rechts nach Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe e. 

6.2.3 
Umfang und Höhe der Zuwendung 

Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für die Erstellung 
eines Ladeinfrastrukturkonzeptes durch externe Berater. 

Die Förderhöhe beträgt maximal 90 Prozent der zuwen­
dungsfähigen Ausgaben bis zu einem Förderhöchstbetrag 
von maximal 70 000 Euro. 

6.2.4 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Im Rahmen der Verwertung der Ergebnisse dürfen An­
tragsberechtigte keine eigene wirtschaftliche Aktivität 
planen und keine Leistungen an einem Markt anbieten , 
zum Beispiel durch den Betrieb von öffentlich zugängli­
cher Ladeinfrastruktur. Auch eine exklusive Bereitstel­
lung der Ergebnisse an ein wirtschaftlich tätiges Unter­
nehmen muss ausgeschlossen sein. Werden die Ergeb­
nisse des Konzeptes im Rahmen einer öffentlichen 
Ausschreibung verwendet, müssen diese allen Interessen­
ten zugänglich gemacht werden. 

_Die Beratung muss neutral und unabhängig sein und 
durch qualifizierte Beraterinnen oder Berater erfolgen. 
Qualifiziert sind Beraterinnen und Berater, die Referen­
zen im Bereich Ladeinfrastruktur oder vergleichbare re­
levante Referenzen innerhalb der letzten zwei Jahre 
nachweisen können. 

Pro Antragsberechtigtem ist grundsätzlich ein Konzept 
pro Jahr förderfähig. 

6.3 
Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge nach Nummer 2 
Satz 1 Buchstabe c 

6.3.1 
Gegenstand der Förderung 

Gegenstand der Förderung ist der Erwerb, die Errich­
tung und der Netzanschluss von stationärer, steuerbarer, 
fabrikneuer Ladeinfrastruktur mit einem oder mehreren 
Ladepunkten nach Artikel 36a der AGVO oder nach der 
De-minimis-Verordnung. 

6.3.2 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind natürliche und juristische Perso­
nen nach Nummer 3.1 Satz 1. 

6.3.3 
Umfang und Höhe der Zuwendung 

Zuwendungsfähig sind grundsätzlich Ausgaben für: 

a) Ladesäule beziehungsweise Wallbox, angeschlagenes 
Kabel, Leistungselektronik, Authentifizierungs- und 
Bezahlsysteme, 

b) Lastmanagement bei mehreren Ladepunkten, 

c) Energiemanagementsysteme, 

d) dazugehörige Kommunikationssysteme, 

e) Tiefbau, Fundament, Wiederherstellung der Ober-
fläche , 

f) Montage und Inbetriebnahme, 

g) Netzanschluss , 

h) Ertüchtigung eines bestehenden Netzanschlusses und 

i) Strominfrastruktur bis zum Stellplatz inklusive 
Stromzähler und Sicherungselemente. 

6.3.3.1 
Nicht öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur an 
Mietgebäuden und an Wohnungseigentumsanlagen 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe a bis d beträgt die Förderhöhe maximal 40 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben bis zu 1500 Euro je 
Ladepunkt. Bei großen Unternehmen beträgt die Förder­
höhe maximal 20 Prozent der zuwendungsfähigen Aus­
gaben bis zu 1500 Euro je Ladepunkt. 

Die Ladeinfrastruktur ist nur an Stellplätzen für Mie­
tende von Wohngebäuden oder an Wohnungseigentums­
anlagen förderfähig. 

Die Förderung erfolgt im Falle des Vorliegens einer un­
ternehmerischen Tätigkeit im Sinne des EU-Beihilfen­
rechts auf Grundlage der AGVO. 

6.3.3.2 
Grundinstallation für nicht öffentlich zugängliche Lade­
infrastruktur an Garagen- und Stellplatzkomplexen 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe a bis d beträgt die Förderhöhe maximal 20 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben bis zu einem Förder­
höchstbetrag von maximal 50 000 Euro. 

Die geförderte Grundinstallation muss sich auf einen 
örtlich zusammenhängenden Stellplatz- oder Garagen­
komplex mit mindestens zehn Stellplätzen beziehen. Die 
Grundinstallation ist nur an Stellplätzen für Mietende 
von Wohngebäuden oder an Wohnungseigentumsanlagen 
förderfähig. Das Alter der Garagen beziehungsweise der 
Stellplätze muss mindestens zwei Jahre betragen. Vor­
aussetzung für die Zuwendung ist ein Nachweis über die 
Errichtung von mindestens einem Ladepunkt mit min­
destens 11 Kilowatt Ladeleistung, der auf Grundlage 
dieser Richtlinie gefördert wird. Eine Antragstellung und 
Bewilligung für die Förderung von Ladeinfrastruktur 
nach Nummer 6.3.3.1 ist daher verpflichtend. Bei dem 
Antrag auf Förderung von Ladeinfrastruktur nach Num­
mer 6.3.3.1 werden die Kosten für die Grundinstallation 
bei der Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben 
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nicht berücksichtigt, wenn sowohl für den Fördergegen­
stand nach Nummer 6.3.3.1 als auch für den Förderge­
genstand nach Nummer 6.3 .3.2 ein Antrag gestellt wird. 
Die Kosten für die Grundinstallation müssen separat 
ausgewiesen werden. Zuwendungsfähig sind ·die Ausga­
ben nach Nummer 6.3.3 Buchstabe d bis i. 

Die Förderung erfolgt im Falle des Vorliegens einer un­
ternehmerischen Tätigkeit im Sinne des EU-Beihilfen­
rechts auf Grundlage der AGVO. 

6.3.3.3 

Nicht öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur 
für Beschäftigte 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe b bis e beträgt die Förderhöhe maximal 40 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben bis zu einem Förder­
höchstbetrag von maximal 1500 Euro je Ladepunkt. Bei 
großen Unternehmen beträgt die Förderhöhe maximal 20 
Prozent der zuwendungsfänigen Ausgaben bis zu einem 
Förderhöchstbetrag von maximal 1500 Euro je Lade­
punkt. 

Die Ladeinfrastruktur ist nur an Stellplätzen für Be­
schäftigte förderfähig. Die Nutzung der Ladepunkte 
durch Dienstfahrzeuge, die den Beschäftigten zur priva­
ten oder zur teilweise privaten Nutzung überlassen wer­
den, ist ebenfalls zulässig. Es muss sichergestellt werden, 
dass geförderte Ladeinfrastruktur an Stellplätzen für 
Beschäftigte diesen während der jeweiligen üblichen Ar­
beitszeit zur Verfügung steht. Außerhalb der jeweiligen 
üblichen Arbeitszeit darf die Ladeinfrastruktur auch an­
deren Nutzenden zur Verfügung gestellt werden. Ladein­
frastruktur für Beschäftigte an privaten Stellplätzen, 
wie zum Beispiel an deren Wohngebäude, ist nicht för­
derfähig. 

Die Förderung erfolgt im Falle des Vorliegens einer un­
ternehmerischen Tätigkeit im Sinne des EU-Beihilfen­
rechts auf Grundlage der AGVO. 

6.3.3.4 

SchneJlladeinfrastruktur für gewerblich genutzte 
Nutzfahrzeuge 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe b bis d beträgt die Förderhöhe für Ladepunkte mit 
einer Ladeleistung von mindestens 50 Kilowatt maximal 
40 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben bis zu ei­
nem Förderhöchstbetrag von maximal 50 000 Euro je La­
depunkt. Bei großen Unternehmen beträgt die Förder­
höhe maximal 20 Prozent der zuwendungsfähigen Aus­
gaben bis zu einem Förderhöchstbetrag von maximal 
50 000 Euro je Ladepunkt. 

Zusätzlich zu den unter Nummer 6.3.3 aufgeführten zu­
wendungsfähigen Ausgaben sind auch Ausgaben für Bat­
teriespeicher zuwendungsfähig, wenn dadurch die benö­
tigte Leistung des Netzanschlusses verringert wird. 

Die Ladepunkte müssen an einer Betriebsstätte eines 
Unternehmens errichtet werden, dessen Geschäftszweck 
nicht hauptsächlich der Verkauf von Ladestrom ist. 

Bei Ladeeinrichtungen mit mehr als einem Ladepunkt 
muss jeder Gleichstromladepunkt die vorgenannte Min­
destladeleistung von 50 Kilowatt, auch bei Belegung al­
ler Ladepunkte, erreichen. Die Förderung erfolgt im 
Falle des Vorliegens einer unternehmerischen Tätigkeit 
im Sinne des EU-Beihilfenrechts auf Grundlage der 
AGVO. Bei öffentlicher Zugänglichkeit der Ladeinfra­
struktur darf diese nur für das Laden von Fahrzeugen 
der Fahrzeugklassen N2 und N3 genutzt werden. 

6.3.3.5 

Nicht öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur im 
Bereich Carsharing 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Buchstabe d 
beträgt die Förderhöhe maximal 40 Prozent der zuwen­
dungsfähigen Ausgaben bis zu einem Förderhöchstbetrag 
von maximal 5 000 Euro pro Ladepunkt. Bei großen Un­
ternehmen beträgt die Förderhöhe maximal 20 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben bis zu einem Förder­
höchstbetrag von maximal 5 000 Euro pro Ladepunkt. 

Die Förderung erfolgt auf Grundlage und nach den Kri­
terien der AGVO. 

6.3.3.6 
Nicht öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur für 
ambulante soziale Dienste 
Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe b bis d, die soziale, Beratungs- , Fürsorge- und ähn­
liche Dienstleistungen für ältere, kranke oder behinderte 
Menschen in deren Wohnung oder anderweitig erbringen, 
beträgt die Förderhöhe für Ladepunkte mit einer Lade­
leistung von maximal 22 Kilowatt maximal 1500 Euro je 
Ladepunkt. 

Die Förderung erfolgt auf Grundlage der De-rninimis­
Verordnung. 

6.3.3.7 
Nicht öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur für 
Kommunen 

Der Förderhöchstbetrag für Antragsberechtigte nach 
Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe e beträgt 

a) für Ladepunkte mit einer Ladeleistung kleiner 50 Ki­
lowatt maximal 1500 Euro je Ladepunkt, jedoch ma­
ximal bis zu der Höhe der zuwendungsfähigen Ausga­
ben und 

b) für Ladepunkte mit einer Ladeleistung von mindes­
tens 50 Kilowatt maximal 150 Euro je Kilowatt Lade­
leistung, maximal bis zu der Höhe der zuwendungsfä­
higen Ausgaben; bei Ladeeinrichtungen mit mehr als 
einem Ladepunkt wird die maximale Gleichstrom­
Ausgangsleistung der Ladeeinrichtung für die Festle­
gung der Fördersumme zugrunde gelegt; bei Ladeein­
richtungen mit mehr als einem Ladepunkt muss jeder 
Gleichstrornladepunkt die vorgenannte Mindestlade­
leistung von 50 Kilowatt, auch bei Belegung aller La­
depunkte, erreichen. 

Für Hybridladesäulen ist nur eine Antragstellung mög­
lich . Für Hybridladesäulen wird keine Zuwendung für 
Ladepunkte mit einer Ladeleistung von kleiner 50 Kilo­
watt nach Satz 1 Buchstabe a gewährt. 

Die Ladeinfrastruktur darf ausschließlich nicht-wirt­
schaftlich genutzt werden. 

6.3.3.8 
Öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe b bis d beträgt die Förderhöhe maximal 20 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben bis zu einem Förder­
höchstbetrag von maximal 1500 Euro je Ladepunkt. 

Die Antragstellung ist ausgeschlossen, soweit im Einzel­
fall noch mit Erfolg ein Antrag für ein anderes Förder­
programm des Landes Nordrhein-Westfalen zur Förde­
rung öffentlich zugänglicher Ladeinfrastrukturen ge­
stellt werden kann oder soweit noch Mittel aus einem 
erfolgreich beschiedenen Antrag für ein solches Förder­
programm abgerufen werden können . 

Die Förderung erfolgt auf Grundlage der De-rninimis­
Verordnung. 

6.3.4 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Voraussetzung für die Zuwendung für Ladeinfrastruktur 
ist, dass der für den Ladevorgang erforderliche Strom 
aus erneuerbaren Energien oder zumindest teilweise aus 
vor Ort eigenerzeugtem regenerativem Strom, zum Bei­
spiel Strom aus Photovoltaik-Anlagen, stammt. Wenn 
der für den Ladevorgang erforderliche regenerative 
Strom vor Ort erzeugt wird, muss die Erneuerbaren­
Energien-Anlage eine Nennleistung von mindestens 
2 Kilowatt pro Ladepunkt bei einer Ladeleistung kleiner 
50 Kilowatt je Ladepunkt, beziehungsweise 0,2 Kilowatt 
je Kilowatt Ladeleistung pro Ladepunkt, sofern der La­
depunkt über eine Ladeleistung von mindestens 50 Kilo­
watt verfügt, aufweisen. Wenn der für den Ladevorgang 
erforderliche regenerative Strom nicht vor Ort erzeugt 
wird, muss der Strom aus erneuerbaren Energien im 
Sinne von § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-



264 Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 7 vom 6. Februar 2025 

Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 327) geändert worden ist, stammen und 
darf nicht durch das Erneuerbaren-Energien-Gesetz ge­
fördert sein. Ein entsprechender Stromliefervertrag ist 
nachzuweisen. Für den Stromliefervertrag müssen von 
dem Stromlieferanten Herkunftsnachweise beim Um­
weltbundesamt entwertet werden. 

Hinsichtlich der technischen Sicherheit und Interopera­
bilität muss die Installation und der Aufbau der Ladein­
frastruktur unter Beachtung des § 3 Absatz 1 bis 3 und 
Absatz 5 der Ladesäulenverordnung durch einen Fach­
unternehmer erfolgen. 

Zusätzlich gelten für öffentlich zugängliche Ladeinfra­
struktur die folgenden Bedingungen. 

Der Zugang zu öffentlich zugänglichen Ladepunkten soll 
24 Stunden pro Tag an sieben Tagen pro Woche ermög­
licht werden. Mindestens muss die Zugänglichkeit an 
fünf Tagen pro Woche für zwölf Stunden gewährleistet 
sein . 

Für öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur ist die La­
desäulenverordnung und die Verordnung (EU) 2023/1804 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 
September 2023 über den Aufbau der Infrastruktur für 
alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 
2014/94/EU (ABl. L 234 vom 22.09.2023, S. 1) zu beach­
ten. 

Öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur muss darüber 
hinaus über einen aktuellen offenen Standard an ein IT­
Backend angebunden und remotefähig sein. Die Stell­
plätze für Elektrofahrzeuge an geförderter Ladeinfra­
struktur sind gut sichtbar mit weißem Elektroauto-Sym­
bol nach § 39 Absatz 10 der Straßenverkehrs-Ordnung 
vom 6. März 2013 (BGBl. I S. 367), die zuletzt durch Ar­
tikel 24 der Verordnung vom 11. Dezember 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 411) geändert worden ist, zu kennzeichnen 
und einer entsprechenden Beschilderung zu versehen. 
Abweichende Kennzeichnungen sind auf Antrag mög­
lich. Einzelheiten sind den Nebenbestimmungen zu ent­
nehmen. 

6.4 
Netzanschlüsse für Ladeinfrastruktur nach Nummer 2 
Satz 1 Buchstabe d 

6.4.1 
Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Netzanschlüsse für Ladeinfrastruktur 
für Elektrofahrzeuge nach Artikel 36a der AGVO. 

6.4.2 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind natürliche und juristische Perso­
nen nach Nummer 3.1 Satz 1. 

6.4.3 
Umfang und Höhe der Zuwendung 

Zuwendungsfähig sind beispielsweise die Ausgaben für 
Netzanschlüsse, sowie die Ertüchtigung eines bestehen­
den Netzanschlusses, Transformatoren, Baukostenzu­
schüsse und die Kosten für Verkabelungen bis zum 
nächstgelegenen Aufbauort des Verteilerkastens, notwen­
dige Anderungen am Verteilerkasten oder die Errichtung 
ei nes neuen Verteilerkastens , Tiefbau , Fundament, Wie­
derherstellung der Oberfläche. 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 beträgt 
die Förderhöhe maximal 20 Prozent der zuwendungsfä­
higen Ausgaben bis zu einem Förderhöchstbetrag von 
maximal 10 000 Euro. 

Der geförderte Netzanschluss bezieht sich auf einen ört­
lich zusammenhängenden Stellplatz- oder Garagenkom­
plex mit mindestens vier Stellplätzen. Das Alter der Ga­
ragen beziehungsweise der Stellplätze muss mindestens 
zwei Jahre betragen. 

Es darf nicht mehr als ein gemeinsamer Netzanschluss 
an einem zusammenhängenden Stellplatz- oder Gara­
genkomplex über dieses Förderprogramm gefördert wer-

den . Voraussetzung für die Zuwendung ist ein Nachweis 
über die Errichtung von mindestens einem nicht öffent­
lich zugänglichen, stationären Ladepunkt mit mindes­
tens 11 Kilowatt Ladeleistung. 

Die Förderung erfolgt im Falle des Vorliegens einer un­
ternehmerischen Tätigkeit im Sinne des EU-Beihilfen­
rechts auf Grundlage der AGVO. 

6.4.4 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Es sind nur Netzanschlüsse für nicht öffentlich zugängli­
che Ladeinfrastruktur förderfähig. 

Wird zusätzlich ein Antrag auf Förderung von Ladein­
frastruktur nach Nummer 2 Satz 1 Buchstabe c gestellt, 
werden die Kosten für den Netzanschluss und den Vertei­
lerkasten bei der Ermittlung der zuwendungsfähigen 
Ausgaben der Ladeinfrastruktur nicht berücksichtigt. 
Die Kosten für den Netzanschluss und den Verteilerkas­
ten müssen separat ausgewiesen werden. 

6.5 
Reine Batterieelektrofahrzeuge und Brennstoffzellen­
fahrzeuge nach Nummer 2 Satz 1 Buchstabe e 

6.5.1 
Gegenstand der Förderung 

Gefördert wird der Erwerb, das Leasing oder die Lang­
zeitmiete von reinen Batterieelektro- und Brennstoffzel­
len-Fahrzeugen nach der Definition des Elektromobili­
tätsgesetzes vom 5. Juni 2015 (BGBl. I S . 898), das zu­
letzt durch Artikel 2 Absatz 34 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden 
ist, als Neu- oder Vorführfahrzeuge der Klassen M1, N 1, 

N2, N3 und 16 nach der De-minimis-Verordnung. 

Als Neufahrzeuge gelten hierbei Fahrzeuge, die 

a) keine Standschäden haben oder hatten und 

b) eine maximale Laufleistung von 1000 Kilometern 
aufweisen. 

Als Vorführfahrzeuge gelten hierbei gewerblich genutzte 
Fahrzeuge, die 

a) einmalig auf einen Neuwagenhändler zugelassen wa­
ren und der Besichtigung und Probefahrt durch End­
abnehmer dienten , 

b) eine maximale Laufleistung von 5 000 Kilometern 
aufweisen und 

c) maximal 12 Monate zugelassen sind. 

6.5.2 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind natürliche und juristische Perso­
nen nach Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe b bis e. 

6.5.3 
Umfang und Höhe der Zuwendung 

6.5.3.1 
Nutzfahrzeuge der Klasse N 1 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe e beträgt die Förderhöhe für reine Batterieelektro­
fahrzeuge und Brennstoffzellenfahrzeuge der Klasse N 1 
sowie Sonderfahrzeuge der Klasse N 1 maximal 20 Pro­
zent der zuwendungsfähigen Ausgaben bis zu einem För­
derhöchstbetrag von maximal 8 000 Euro je Fahrzeug. 

Die geförderten Fahrzeuge dürfen ausschließlich nicht­
wirtschaftlich genutzt werden. 

6.5.3.2 
Nutzfahrzeuge der Klassen N2 und N3 sowie 
selbstfahrende Arbeitsmaschinen der Klasse 16 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe e beträgt die Förderhöhe für reine Batterieelektro­
fahrzeuge und Brennstoffzellenfahrzeuge der Klassen 
N2, N3 und 16 sowie Sonderfahrzeuge der vorgenannten 
Klassen maximal 50 Prozent der Investitionsmehrkosten 
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bis zu einem Förderhöchstbetrag von maximal 200 000 
Euro je Fahrzeug. 

Unter Investitionsmehrkosten im Sinne dieses Förderge­
genstands sind die Ausgaben zu verstehen, die erforder­
lich sind, um anstelle eines Nutzfahrzeugs mit konven­
tionellem Antrieb der Schadstoffklasse Euro 6/Euro VI 
beziehungsweise der jeweils geltenden höchsten Schad­
stoffklasse ein vergleichbares Nutzfahrzeug mit einem 
reinen batterieelektrischen oder brennstoffzellenbasier­
ten Antrieb vergleichbarer Ausstattung zu erwerben. 

Die geförderten Fahrzeuge dürfen ausschl ießlich nicht­
wirtschaftlich genutzt werden . 

6.5 .3.3 
Fahrzeuge der Klasse M1 

Für Antragsberechtigte nach 

a) Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe e, 

b) Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe b bis d, die soziale, Be­
ratungs-, Fürsorge- und ähnliche Dienstleistungen für 
ältere, kranke oder behinderte Menschen in deren 
Wohnung oder anderweitig erbringen und 

c) Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe d , die die geförderten 
Fahrzeuge im stationsbasierten Carsharing einsetzen, 

beträgt die Förderhöhe für reine Batterieelektrofahr­
zeuge und Brennstoffzellenfahrzeuge der Fahrzeugklasse 
M1 maximal 5 000 Euro je Fahrzeug. Gefördert werden 
ausschließlich Fahrzeuge, die la ut Kraftfahrtbundesamt 
den Segmenten „Minis" und „Kleinwagen" zuzuordnen 
sind. Je Antragsberechtigtem können grundsätzlich ma­
ximal zehn Fahrzeuge gefördert werden. 

Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe e 
dürfen die geförderten Fahrzeuge ausschließlich nicht­
wirtschaftlich nutzen. 

Die Förderung erfolgt auf Grundlage der De-minimis­
Verordnung. 

6.5 .4 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Die Förderung für das Leasing beziehungsweise die 
Langzeitmiete von Fahrzeugen erfolgt als Zuschuss ma­
ximal bis zur Höhe der im Leasing- beziehungsweise 
Mietvertrag festgelegten Anzahlung. 

Die Haltedauer, beziehungsweise die Dauer des Leasing­
oder Mietvertrages, soll fünf Jahre betragen. Beträgt die 
Haltedauer oder die Dauer des Vertrages weniger als fünf 
Jahre, verringert sich die maximale Förderhöhe anteilig. 
Die Mindesthaltedauer beziehungsweise die Mindest­
laufzeit des Leasing- beziehungsweise Mietvertrages be­
trägt ein Jahr. 

6.6 
Maßnahmen, Anlagen, Konzepte, Studien und Analysen, 
an denen ein besonderes Landesinteresse besteht, nach 
Nummer 2 Satz 1 Buchstabe f 

6.6.1 
Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Anlagen, Maßnahmen, Konzepte, Stu­
dien und Analysen im Bereich der emissionsarmen Mobi­
lität, an denen ein besonderes Landesinteresse besteht. 
Die Zuwendung muss die in Kapitel I der AGVO festge­
legten Voraussetzungen allgemeiner Art und im Fall von 
Konzepten, Studien und Analysen die in Artikel 49 der 
AGVO festgelegten Freistellungsvoraussetzungen spezi­
eller Art beziehungsweise im Fall von Maßnahmen und 
Anlagen die in den Artikeln 36, 36a, 36b, 38, 41 und 43 
der AGVO festgelegten Freistellungsvoraussetzungen 
spezieller Art oder die Voraussetzungen der De-minimis­
Verordnung einhalten. Die Vorhaben sollen Impulse für 
den Einsatz klimaschonender Technologien im Verkehrs­
sektor in Nordrhein-Westfalen geben. Sie zeichnen sich 
in der Regel durch ihren Modellcharakter oder durch ih­
ren besonderen Beitrag zur Energiewende und zum Kli­
masch utz beziehungsweise zur Reduktion von Kohlendi­
oxid-Emissionen aus. Die Auswahl der Projekte und die 
Festlegung des Umfangs der Förderung erfolgen nach 

Vorlage einer detaillierten Projektbeschreibung im Rah­
men einer Einzelfallentscheidung durch das zuständige 
Ministerium in Abstimmung mit der Bewilligungsbe­
hörde. 

6.6.2 
Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind natürliche und juristische Perso­
nen nach Nummer 3.1 Satz 1 Buchstabe b bis e. 

6.6.3 
Umfang und Höhe der Zuwendung 

Zuwendungsfähig sind Ausgaben im Zusammenhang mit 
dem Fördergegenstand nach Nummer 6.6.1. 

6.6.3.1 
Konzepte, Studien, Analysen im Bereich der 
Emissionsarmen Mobilität 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe b bis d beträgt die Förderhöhe maximal 50 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe e beträgt die Förderhöhe maximal 80 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben. 

6.6.3.2 
Maßnahmen und Anlagen im Bereich der 
Emissionsarmen Mobilität 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe b bis d muss die Zuwendung die Voraussetzungen 
der AGVO oder der De-minimis-Verordnung einhalten. 
Die Bewilligung steht unter dem Vorbehalt der beihilfe­
rechtlichen Einzelfallprüfung einschließlich der Einhal­
tung etwaiger Formalien, wie zum Beispiel die Anzeige 
über SANI2. 

Für Antragsberechtigte nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe e beträgt die Förderquote maximal 80 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben. 

6.6.4 
Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Die Antragsberechtigten nach Nummer 3.1 Satz 1 Buch­
stabe e dürfen im Rahmen der Verwertung der E rgeb­
nisse der Konzepte, Studien und Analysen keine wirt­
schaftliche Aktivität planen und keine Leistungen an ei­
nem Markt anbieten, zum Beispiel durch Betrieb von 
Ladeinfrastruktur oder eines Carsharing-Angebots mit 
kommunalen Fahrzeugen. Auch eine exklusive Bereit­
stellung der Ergebnisse an ein wirtschaftlich tä t iges Un­
ternehmen muss ausgeschlossen sein. 

7 

Verfahren 

Das Verwaltungsverfahren soll entsprechend dem E-Go­
vernment-Gesetz Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 551) in der jeweils geltenden Fassung, im 
Folgenden EGovG NRW, weitgehend elektronisch durch­
geführt werden. 

7.1 

Antragsverfahren 

Für die Antragstellung auf Gewährung einer Zuwendung 
ist nicht die Schriftform erforderlich. Die Antragstellung 
erfolgt in der Regel über das von der Bewilligungsbe­
hörde unter der Internetseite www.bra.nrw.de/4045740 
zur Verfügung gestellte elektronische Antragsformular. 
Die im Antragsformular angegebenen Felder E -Mail und 
Mobilfunknummer werden über ein TAN-Verfahren veri­
fiziert. Dieses TAN-Verfahren dient gleichzeitig zur 
Transaktionsauthentisierung. Die Auszahlung der Zu­
wendung erfolgt auf ein inländisches Konto des oder der 
Antragstellenden. In Ausnahmefällen ist auch eine 
schriftliche Antragstellung möglich . Artikel 6 Absatz 2 
der AGVO ist zu beachten . Die Antragsunterlagen gehen 
in das Eigentum der Bewilligungsbehörde über. 
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Im Rahmen einer Förderung auf Grundlage der AGVO 
muss der Förderantrag mindestens die folgenden Anga­
ben enthalten: 

a) Name und Größe des Unternehmens, 

b) Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns 
und des Abschlusses, 

c) Standort des Vorhabens, 

d) die Kosten des Vorhabens, 

e) den beantragten Zuschuss nach dieser Richtlinie und 

f) Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen Fi-
nanzierung. 

Die Gewährung einer De-minimis-Beihilfe setzt voraus, 
dass das betreffende Unternehmen im Rahmen der An­
tragstellung eine Erklärung abgibt, in der es alle ande­
ren De-minimis-Beihilfen angibt, die ihm in einem Zeit­
raum von drei Jahren gewährt wurden. 

7.2 
Bewilligungsverfahren 

Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung Arnsberg: 

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 - Bergbau und Energie in NRW 
Postfach 10 25 45 
44025 Dortmund 

Einnahmen, die sich aus der Nutzung der im Rahmen der 
vorliegenden Richtlinie geförderten Ladeinfrastruktur 
und der Fahrzeuge ergeben, werden nicht zuwendungs­
mindernd verrechnet. Die Regelung aus Nummer 1.2 
ANBest-P beziehungsweise Nummer 2.1 ANBest-G be­
züglich Einnahmen findet in diesem Fall keine Anwen­
dung. 

7.3 
Verwendungsnachweis, Auszahlung, Prüfung 

Eine Auszahlung der Zuwendung erfolgt grundsätzlich 
erst nach vollständiger Vorlage und Prüfung des Verwen­
dungsnachweises. Die Bewilligungsbehörde behält sich 
im Einzelfall eine Prüfung der zweckentsprechenden 
Verwendung vor, das heißt zum Beispiel eine Prüfung der 
Originalbelege und eine Inaugenscheinnahme des För­
dergegenstandes. 

7.4 
Veröffentlichungspflicht 

Es wird darauf hingewiesen , dass die Bewilligungsbe­
hörde Informationen über jede Einzelbeihilfe von über 
100 000 Euro, die auf Grundlage der AGVO gewährt 
wird , binnen sechs Monaten nach dem Tag der Gewäh­
rung der Beihilfe in der Beihilfentransparenzdatenbank 
der Europäischen Kommission veröffentlichen muss. 
Hierzu ist das Transparency Award Module (https:/ / web­
gate.ec.europa.eu) zu nutzen und es sind die Angaben ge­
mäß Anhang III der AGVO zu veröffentlichen. Für die 
Gewährung einer De-minimis-Beihilfe sind die Voraus­
setzungen der De-minimis-Verordnung zu beach ten, ins­
besondere auch Artikel 6. 

Außerdem wird auf die Veröffentlichungspflicht nach 
§ 16a EGovG NRW hingewiesen. 

8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

8.1 

Dieser Runderlass tritt am 1. Februar 2025 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2026 außer Kraft. 

8. 2 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Runderlasses 
tritt die Richtlinie progres.nrw - Emissionsarme Mobili­
tät vom 31. Januar 2024 (MBl. NRW. S. 211) außer Kraft. 

- MBl. NRW. 2025 S. 259 

III. 

Regulierungskammer NRW 

Festlegung zur Geltung von Verfahrensregelungen 
der Festlegung der Bundesnetzagentur 

GBK-23-02-2#1 (KANU 2.0) für die Umsetzung 
der Anpassung von kalkulatorischen Nutzungs­

dauern und Abschreibungsmodalitäten 
von Erdgasleitungsinfrastrukturen im Zuständig­

keitsbereich der Regulierungskammer 
Nordrhein-Westfalen 

Bekanntmachung 
der Regulierungskammer NRW 

627 - 83 .26.04 (Gas) 

Vom 27. Januar 2025 

Die Bundesnetzagentur hat mit der Festlegung 
BKS-24-001-A am 28.08.2024 eine Entscheidung zur 
Kostenentlastung von Verteilernetzbetreibern, die beson­
dere Kostenbelastungen im Zusammenhang mit dem 
Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
vorweisen, und bundesweitem Ausgleich der entspre­
chenden Kosten (Kostenwälzung) getroffen. 

Nach§ 54 Abs. 3 Satz 7 EnWG berühren Vorgaben bun­
desweit einheitlicher Festlegungen nicht das Verwal­
tungsverfahren der Länder. Tenorziffer 13 der o.g. 
BNetzA-Festlegung bestimmt daher, dass die Verfahrens­
regelungen in den dortigen Tenorziffern 5, 7 Sätze 3 
und 4, 8 Sätze 10 und 11 , und 9 ausschließlich gegenüber 
Netzbetreibern gelten , die gemäß § 54 Abs. 1 und 2 
EnWG in die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur 
fallen. 

Um die Möglichkeiten der o.g. Festlegung der Bundes­
netzagentur auch für Gasnetzbetreiber in der hiesigen 
Zuständigkeit nutzbar zu machen hat die Regulierungs­
kammer NRW nach Konsultation der betroffenen Bran­
che folgende Festlegung getroffen: 

1. Die Bestimmungen der 

a) Tenorziffer 5, 

b) Tenorziffer 7 Sätze 3 und 4, 

c) Tenorziffer 8 Sätze 10 und 11 und 

d) Tenorziffer 9 

der Festlegung der Bundesnetzagentur zur Anpassung 
von kalkulatorischen Nutzungsdauern und Abschrei­
bungsmodalitäten von Erdgasleitungsinfrastrukturen 
(im Folgenden: KANU 2.0, GBK-24-02-2#1 vom 
25.09 .2024) sind auf Betreiber von Gasverteilernetzen 
nach § 3 Nr. 8 EnWG in der Zuständigkeit der Regu­
lierungskammer NRW anzuwenden. 

2. Diese Festlegung tritt rückwirkend zum 01.10.2024 in 
Kraft. Sie wird befristet bis zum 31.12.2027. Sie tritt 
außer Kraft, sollte die Festlegung KANU 2.0 der Bun­
desnetzagentur vor dem Ablauf des 31.12 .2027 außer 
Kraft treten. 

3. Die Festlegung wird gegenüber dem Netzbetreiber mit 
dem Tag der Zustellung wirksam. Unabhängig davon 
wird diese Festlegung gern. § 74 EnWG auch im Mi­
nisterialblatt des Landes Nordrhein-Westfalen und 
auf der Internetseite der Regulierungskammer NRW 
veröffentlicht. 

4. Diese Entscheidung ergeht kostenfrei. 

Die vollständige Festlegung einschließlich Begründung 
ist auf der Internetseite der Regulierungskammer (www. 
regulierungskammer.nrw.de) veröffentlicht. Den unmit­
telbar betroffenen Netzbetreibern wird die Festlegung 
schriftlich auf elektronischem Wege gegen Empfangsbe­
kenntnis zugestellt, das heißt per E-Mail oder über den 
unternehmensindividuellen Bereich des Portals „NRW 
connect extern". Die Festlegung wird außerdem auf der 
Internet-Seite der Regulierungskammer NRW sowie im 
allgemein zugänglichen Bereich des Portals „NRW con­
nect extern" veröffent licht. 

Regulierungskammer 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Tel.: 0211 / 617720 (Zentrale) 
Fax: 0211 / 61772-9-410 
info@regulierungskammer.nrw.de 
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